
BrandBranchenBriefe  
Non-Profit-Organisation 

Stand Februar 2017 
 

Heiko Brand, Steuerberater * Paul-Hartmann-Str. 61 * 89522 Heidenheim * Fon 07321 277190  1/27 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ihnen nun vorliegende Branchenbrief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder geplante Änderun-

gen im Steuer- und Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen Anlass bieten, auch beste-

hende Sachverhalte zu überprüfen. Bitte lesen Sie im Einzelnen: 
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30. Reisekosten: Für Unternehmer gelten fast die gleichen Regeln wie für Arbeitnehmer 

31. Pensionspferdehaltung: Keine Steuerbegünstigung für Freizeitpferde 

 
 

 

1. Jobtickets: Wann ist die 44-EUR-Grenze anwendbar? 

Wie wird ein Jobticket, das der Arbeitgeber seinen Mitarbeitern gewährt, steuerlich behandelt? 

Und wie wird die Freigrenze von 44 EUR richtig angewendet? Das Bayerische Landesamt für 

Steuern beantwortet diese Fragen. 

Hintergrund 

Sachbezüge, die mit dem üblichen Endpreis am Abgabeort zu bewerten sind, sind steuer- und sozial-

versicherungsfrei, wenn sie 44 EUR monatlich nicht übersteigen. Zuzahlungen der Mitarbeiter werden 

dabei abgezogen. 

Bei der monatlichen Überlassung einer Monatsfahrkarte oder einer Fahrberechtigung für ein Jobticket, 

das für einen monatlichen Zeitraum gilt, ist die Freigrenze anwendbar. 

Für die Anwendung der Freigrenze kommt es aber auf den monatlichen Zufluss an. Gilt das Jobticket 

für einen längeren Zeitraum (z. B. Jahresticket), fließt grundsätzlich der Vorteil insgesamt bei Überlas-

sung des Jobtickets zu. Die 44-EUR-Grenze wird dann natürlich überschritten. 

Gestaltungsmöglichkeiten 

Auch wenn das Jobticket selbst für einen längeren Zeitraum gilt, sind Fälle möglich, in denen die 44 

EUR nicht überschritten werden: 

• Es werden tatsächlich monatliche Tickets ("Monatsmarken") monatlich ausgehändigt werden. 

• Tickets, die an sich für einen längeren Zeitraum gelten, werden jeden Monat "akti-

viert/freigeschaltet". 

Liegt keiner dieser Fälle vor, kommt es auf die Tarif- und Nutzungsbestimmungen an: Sehen diese für 

ein Jobticket vor, dass die jeweilige monatliche Fahrberechtigung durch die rechtzeitige monatliche 

Zahlung erworben wird, soll der geldwerte Vorteil aus dem Sachbezug "Jobticket" monatlich zufließen 

und damit die 44-EUR-Grenze anwendbar sein. 

2. Unter welchen Voraussetzungen kann ein verbleibender Verlustvortrag festgestellt werden? 

Eine Verlustfeststellung ist nur dann möglich, wenn der Einkommensteuerbescheid des ent-

sprechenden Jahres noch geändert werden kann. Steuerpflichtige sollten deshalb ihre Verluste 

rechtzeitig geltend machen. 

Hintergrund 

Im Jahre 2009 setzte das Finanzamt die Einkommensteuer eines Unternehmers für 2006 auf 63.000 

EUR fest. Infolge einer Betriebsprüfung änderte das Amt den bestandskräftigen Bescheid knapp 2 Jah-

re später und erhöhte die festgesetzte Steuer auf 80.000 EUR. In einem dagegen gerichteten Ein-

spruch machte der Unternehmer daraufhin erstmals für 2006 einen Verlust i. H. v. 570.000 EUR gel-

tend und beantragte die Feststellung eines verbleibenden Verlustvortrags auf den 31.12.2006. Dies 

lehnte das Finanzamt jedoch ab. 

Entscheidung 

Nach dem Urteil des Finanzgerichts hat das Finanzamt die Verlustfeststellung zu Recht abgelehnt. 

Nach dem Einkommensteuergesetz müssen die Besteuerungsgrundlagen bei der Feststellung des 

verbleibenden Verlustvortrags so berücksichtigt werden, wie sie in den entsprechenden Steuerfestset-

zungen zu Grunde gelegt worden sind. Dies folgt aus der inhaltlichen Bindung des Verlustfeststel-



BrandBranchenBriefe 
Non-Profit-Briefe 

Stand Februar 2017 

Heiko Brand, Steuerberater * Paul-Hartmann-Str. 61 * 89522 Heidenheim * Fon 07321 277190 3/27 

lungsbescheids an den Einkommensteuerbescheid. Ist der Einkommensteuerbescheid des betreffen-

den Veranlagungszeitraums nicht mehr änderbar, entfällt damit auch die Verlustfeststellung. 

Die in 2006 verbliebenen negativen Einkünfte durften deshalb nicht in eine Verlustfeststellung einge-

hen, da sie der Besteuerung nicht "zu Grunde gelegt" worden sind. Denn das Finanzamt hatte die Ein-

kommensteuer nicht auf 0 EUR festgesetzt, sondern wegen der eingetretenen Teilbestandskraft ledig-

lich auf 63.000 EUR. 

3. Fahrtenbuch: Besprochene Kassetten und Excel-Tabellen sind nicht ordnungsgemäß 

Hält ein Steuerpflichtiger seine Fahrten auf Kassetten fest und werden diese anschließend in 

Excel-Tabellen übertragen, sind die Anforderungen an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch 

nicht erfüllt. 

Hintergrund 

Der Kläger bekam von seinem Arbeitgeber einen Firmenwagen zur Verfügung gestellt, den er auch 

privat nutzen durfte. Das Fahrtenbuch führte der Kläger in Form eines Diktiergeräts. Der Kläger diktiert 

zu Beginn einer Fahrt den Zweck der Fahrt, das Datum sowie den km-Stand und am Ende der Fahrt 

den km-Stand. Diese Ansagen werden anschließend zweimal wöchentlich in Excel-Dateien übertra-

gen. Die Blätter werden aufbewahrt und am Jahresende gebunden. Bei einer Lohnsteuer-

Außenprüfung war der Prüfer der Auffassung, dass weder die besprochenen Kassetten noch die 

Excel-Tabellen die Anforderungen an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch erfüllen, und ermittelte den 

geldwerten Vorteil nach der 1 %-Regelung. 

Entscheidung 

Auch das Finanzgericht hält das diktierte Fahrtenbuch nicht für ordnungsgemäß. Eine mithilfe eines 

Computerprogramms erzeugte Datei genügt den Anforderungen an ein ordnungsgemäßes Fahrten-

buch nur dann, wenn nachträgliche Veränderungen an den eingegebenen Daten nach der Funktions-

weise des verwendeten Programms technisch ausgeschlossen sind oder zumindest in ihrer Reichweite 

in der Datei selbst dokumentiert und offen gelegt werden. Die Excel-Tabellen erfüllen die Anforderun-

gen an ein Fahrtenbuch bereits deshalb nicht, weil sie das ganze Jahr über als lose Blätter gesammelt 

und erst am Jahresende gebunden werden. Außerdem sind sie jederzeit änderbar. 

Die vom Kläger besprochenen Kassetten stellen ebenfalls kein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch dar, 

weil auch sie jederzeit änderbar sind. 

4. Ist-Besteuerung: Antrag kann konkludent gestellt und konkludent genehmigt werden 

Unter bestimmten Voraussetzungen darf die Umsatzsteuer nach vereinnahmten Entgelten be-

rechnet werden. Der Antrag auf diese Ist-Besteuerung kann sich aus einer Einnahme-

Überschussrechnung ergeben, der aufgrund der antragsgemäßen Umsatzsteuer-Festsetzung 

konkludent genehmigt wurde. 

Hintergrund 

V ermittelte seinen Gewinn in 2003 durch Einnahme-Überschussrechnung und erklärte in seinen Um-

satzsteuer-Erklärungen die Umsätze nach vereinnahmten Entgelten. Die Umsatzsteuer wurde ent-

sprechend den eingereichten Umsatzsteuer-Erklärungen festgesetzt. Im Anschluss an eine Umsatz-

steuer-Sonderprüfung für 2006-2010 ging das Finanzamt jedoch davon aus, V sei die Versteuerung 

nach vereinnahmten Entgelten nicht gestattet gewesen und erließ geänderte Bescheide. 

Vor dem Finanzgericht hatte V Erfolg: Die in der Umsatzsteuer-Erklärung 2003 angegebenen Umsätze 

hätten den Einnahmen in der Einnahme-Überschussrechnung entsprochen und dies sei dem Finanz-

amt bekannt gewesen. Deshalb habe das Finanzamt durch die erklärungsgemäße Besteuerung für 

2003 die Berechnung nach vereinnahmten Entgelten konkludent genehmigt. 

Entscheidung 
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Der Bundesfinanzhof hat sich dem Urteil des Finanzgerichts angeschlossen und dementsprechend die 

Revision des Finanzamts abgewiesen. 

Das Finanzamt kann unter bestimmten Voraussetzungen gestatten, dass die Umsatzsteuer nach ver-

einnahmten Entgelten berechnet wird (Ist-Besteuerung) und nicht nach vereinbarten Entgelten (Sollbe-

steuerung). Erforderlich dafür ist ein entsprechender Antrag, den das Finanzamt durch formlosen Ver-

waltungsakt genehmigt haben muss. 

Der Antrag kann auch konkludent gestellt werden. Eine Umsatzsteuer-Erklärung, bei der die Besteue-

rungsgrundlagen nach den tatsächlichen Einnahmen erklärt wurden, kann allerdings nur dann als kon-

kludenter Antrag auf Ist-Besteuerung angesehen werden, wenn ihr deutlich erkennbar die Erklärung 

der Umsätze auf der Grundlage vereinnahmter Entgelte zu entnehmen ist. Das lag hier vor. 

Das Finanzamt hat dem Antrag auf Ist-Besteuerung auch zugestimmt. Die Umsatzsteuer-Festsetzung 

kann aber nur dann als konkludente Gestattung ausgelegt werden, wenn mit ihr nach außen erkennbar 

über die Steuerfestsetzung hinaus auch eine Entscheidung über den entsprechenden Antrag getroffen 

wurde. Diese Voraussetzung lag hier vor. Denn der antragsgemäßen Umsatzsteuer-Festsetzung 

kommt der Erklärungsinhalt zu, dass der Antrag genehmigt wurde. 

5. Fehler des Steuerpflichtigen: Wann diese korrigiert werden können 

Offenbare Unrichtigkeiten im Steuerbescheid können vom Finanzamt geändert werden. Die Be-

richtigung von Fehlern, die auf einer unzutreffenden Rechtsanwendung beruhen, ist jedoch 

nicht möglich. 

Hintergrund 

X ordnete für das Jahr 2005 - entgegen einer vorgelegten Bankbestätigung - Einkünfte aus Stillhalter-

geschäften den Einkünften aus privaten Veräußerungsgeschäften statt richtigerweise den Einkünften 

aus sonstigen Leistungen zu. Dem folgte das Finanzamt. Dadurch kamen die Einkünfte aus den Still-

haltergeschäften mit einem Verlustvortrag aus Einkünften aus privaten Veräußerungsgeschäften zur 

Verrechnung. Bei der Berücksichtigung als sonstige Leistung wären hierauf keine Verlustvorträge ver-

rechnet worden. 

Im Anschluss an eine Außenprüfung änderte das Finanzamt den Einkommensteuer-Bescheid wegen 

offenbarer Unrichtigkeit und berücksichtigte die Einkünfte aus den Stillhaltergeschäften bei den Ein-

künften aus sonstigen Leistungen. Dem folgte das Finanzgericht. Es vertrat die Auffassung, eine Be-

richtigung wegen offenbarer Unrichtigkeit sei möglich. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof widerspricht dieser Ansicht des Finanzgerichts und gab der Klage des X statt. 

Zum einen ist X kein Fehler unterlaufen, der zu einer Änderung wegen einer offenbaren Unrichtigkeit 

berechtigt. Denn der steuerliche Berater des X hat im Rahmen der Zuordnung der Stillhaltergeschäfte 

zu den privaten Veräußerungsgeschäften umfangreiche rechtliche Erwägungen angestellt. Er hat die 

Zuordnungsfrage intern in der Kanzlei mit seiner Sachbearbeiterin eingehend erörtert. Es fehlt daher 

an offenbar fehlerhaften Angaben, die das Finanzamt als eigene mechanische Fehler hätte überneh-

men können. 

Zum anderen ist auch der Veranlagungssachbearbeiterin des Finanzamts kein mechanisches Verse-

hen unterlaufen. Denn aus ihren Prüfvermerken ergibt sich, dass sie den von X eingetragenen Betrag 

durch Saldierung der von X in einer Anlage zur Einkommensteuer-Erklärung aufgeführten Gewinne 

und Verluste nachvollzogen hat. Da eine Saldierung nur in Betracht kommt, wenn die saldierten Ge-

schäftsvorfälle das gleiche steuerrechtliche Schicksal teilen, kann nicht verneint werden, dass die 

Sachbearbeiterin einem sachverhalts- oder rechtsfolgenbezogenen Denkfehler unterlegen ist. 

6. Solidaritätszuschlag: Kein Abzug fiktiver Gewerbesteuer 

Bei der Berechnung des Solidaritätszuschlags wird nur gezahlte Gewerbesteuer berücksichtigt. 

Ein Abzug "fiktiver" Gewerbesteuer kommt nicht in Betracht. 
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Hintergrund 

Die Kläger der beiden Streitfälle erzielten Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit, aus Kapitalvermö-

gen und aus Vermietung und Verpachtung. Einkünfte aus Gewerbebetrieb hatten sie nicht und muss-

ten deshalb keine Gewerbesteuer zahlen. Die Kläger beantragen beim Finanzamt trotzdem die An-

rechnung einer fiktiven Gewerbesteuer, soweit es um den Solidaritätszuschlag ging. Ihre Begründung: 

Steuerpflichtige mit nichtgewerblichen Einkünften seien sonst gegenüber Gewerbetreibenden benach-

teiligt. Die tarifliche Einkommensteuer und damit auch die Bemessungsgrundlage für den Solidaritäts-

zuschlag vermindern sich bei gewerblichen Einkünften um einen bestimmten Prozentsatz des Gewer-

besteuermessbetrags. 

Entscheidungen 

In beiden Fällen wurden die Klagen vom Finanzgericht abgewiesen. Die Richter werten die Steuerer-

mäßigung bei Einkünften aus Gewerbebetrieb als eine Kompensation für die Zusatzbelastung, die bei 

Steuerpflichtigen mit gewerblichen Einkünften mit der Erhebung der Gewerbesteuer einhergeht. Diese 

Ungleichbehandlung gegenüber anderen Einkunftsarten ist gerechtfertigt; das gilt auch für die an die 

Minderung der Einkommensteuer anknüpfende Minderung der Bemessungsgrundlage für den Solidari-

tätszuschlag. 

7. Änderung eines Steuerbescheids: Wann liegt arglistige Täuschung vor? 

Hat der Steuerpflichtige seinen Sachverhalt im Veranlagungsverfahren vollständig offengelegt 

und im Einspruchsverfahren lediglich eine andere rechtliche Würdigung vorgetragen, kann das 

Finanzamt den bestandskräftig gewordenen Steuerbescheid nicht mehr ändern. Denn es liegen 

weder neue Tatsachen noch arglistige Täuschung vor. 

Hintergrund 

Die Eheleute wurden für 2007 zusammen zur ESt veranlagt. Die Ehefrau (F) war bis 30.6 bei A und ab 

1.7. bei B beschäftigt. F erklärte eine Bruttoarbeitslohn von ./. 20.201 EUR und Entschädigungen von 

174.034 EUR. Ihre Arbeitgeber übermittelten dem Finanzamt elektronisch für 1.1. bis 30.6. einen Brut-

toarbeitslohn von ./. 26.980 EUR und einen ermäßigt zu besteuernden Arbeitslohn von 174.034 EUR 

(und v. 1.7. bis 31.12. einen Bruttoarbeitslohn von 6.920 EUR). 

F reichte einen mit A geschlossenen Aufhebungsvertrag ein. Danach sollte sie wegen Auflösung des 

Arbeitsverhältnisses zum 30.6. eine Abfindung von 174.034 EUR erhalten, von der 50.017 EUR in eine 

Direktversicherung einbezahlt werden sollten. Außerdem reichte sie eine Bescheinigung der A mit ei-

ner Aufstellung der bescheinigten Summe in der Lohnsteuer-Bescheinigung ein. Danach hatte A die 

Einzahlung in die Direktversicherung bei der Berechnung des eingetragenen Bruttoarbeitslohn statt bei 

der Abfindung als Abzugsposten berücksichtigt und gelangte so zu einem Bruttoarbeitslohn von ./. 

26.980 EUR. 

Bei der Einkommensteuer-Festsetzung wies das FA darauf hin, dass der Bruttoarbeitslohn 29.956 

EUR betrage. Ein Abzug vom Bruttoarbeitslohn sei ausgeschlossen. 

Dagegen legten die Eheleute Einspruch ein. Das Finanzamt half (durch eine andere Sachbearbeiterin) 

dem Einspruch mit Änderungsbescheid ab; dieser wurde bestandskräftig. 

Später stellte das Finanzamt anlässlich bei einer bei A durchgeführten Lohnsteuer-Außenprüfung fest, 

dass die Beiträge zur Direktversicherung nicht mit der Abfindung, sondern mit dem Bruttoarbeitslohn 

verrechnet worden waren. Daraufhin erließ das Finanzamt einen geänderten Bescheid und berücksich-

tigte dabei – wie im ursprünglichen Bescheid v. 25.11.2008 – einen Bruttoarbeitslohn von 29.956 EUR 

und eine Entschädigung von 124.017 EUR. 

Das Finanzgericht gab der Klage statt, da der Bescheid weder wegen neuer Tatsachen noch wegen 

arglistiger Täuschung habe geändert werden dürfen. 

Entscheidung 
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Der Bundesfinanzhof bestätigt die Auffassung des Finanzgerichts, dass die Voraussetzungen für die 

Änderung des bestandskräftigen Änderungsbescheids nicht vorliegen. 

Der Bescheid konnte nicht wegen nachträglich bekannt gewordener Tatsachen geändert werden. 

Denn dem Finanzamt waren bereits beim Erlass des Änderungsbescheids sämtliche für die Besteue-

rung maßgeblichen Tatsachen bekannt, nämlich der Auflösungsvertrag, die Abfindung, die Einzahlung 

in eine Direktversicherung sowie dass A in der Lohnsteuer-Bescheinigung die Einzahlung in die Direkt-

versicherung bei der Berechnung des Bruttoarbeitslohns (statt bei der Entschädigung) als Abzugspos-

ten berücksichtigt hatte. Auf die individuelle Kenntnis bzw. Unkenntnis der neu zuständigen Sachbear-

beiterin kommt es dabei nicht an. Die abweichende rechtliche Würdigung ist keine neue Tatsache. 

Auch eine Änderung wegen arglistiger Täuschung kommt nicht in Betracht. Zwar darf ein Bescheid ge-

ändert werden, wenn er durch unlautere Mittel, wie arglistige Täuschung usw. erwirkt worden ist. Unter 

arglistiger Täuschung ist die bewusste und vorsätzliche Irreführung zu verstehen, wie jedes vorsätzli-

che Verschweigen oder Vortäuschen von Tatsachen, durch das die Willensbildung der Behörde unzu-

lässig beeinflusst wird. Das liegt hier nicht vor. Der schlichte Vortrag einer anderen Rechtsauffassung 

ist nicht arglistig oder in sonstiger Weise unlauter. 

8. Gleicher Job, weniger Lohn? Das ist Diskriminierung 

Zahlt ein Unternehmen weiblichen Mitarbeitern weniger Lohn als seinen männlichen Mitarbei-

tern, stellt dies eine Diskriminierung dar. Die Folge für den Arbeitgeber: Er muss die Lohndiffe-

renz und Entschädigung zahlen. 

Hintergrund 

Die Klägerin war seit dem Oktober 1994 als Produktionsmitarbeiterin bei einem Schuhhersteller be-

schäftigt. Sie erhielt bis zum 31.12.2012 einen geringeren Stundenlohn als männliche Mitarbeiter in 

vergleichbarer Tätigkeit. Die Sonderzahlungen (Anwesenheitsprämie, Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld) 

berechnete das Unternehmen ebenfalls auf der Grundlage des niedrigeren Stundenlohns. 

Bei einer Betriebsversammlung im September 2012 wurde diese Ungleichbehandlung öffentlich ange-

sprochen. Die Klägerin verlangte im November 2012 die Nachzahlung des Differenzlohns in Höhe von 

9.229,90 EUR zzgl. einer Entschädigung wegen Diskriminierung von mindestens 7.452,32 EUR. 

Entscheidung 

Das Landesarbeitsgericht bewertete die niedrigere Entlohnung eindeutig als eine unmittelbar ge-

schlechtsbezogene Ungleichbehandlung und gab deshalb der Klage auf Zahlung der Vergütungsdiffe-

renz in vollem Umfange statt. Anspruchsgrundlagen dafür ergeben sich zum einen aus dem Allgemei-

nen Gleichbehandlungsgesetz, dem Benachteiligungsverbot des Bürgerlichen Gesetzbuches und aus 

dem allgemeinen arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz. 

Entgegen der Ansicht des beklagten Unternehmens waren diese Ansprüche nicht verfallen. Scha-

densersatzansprüche sind innerhalb einer Frist von 2 Monaten schriftlich geltend zu machen, der 

Nachvergütungsanspruch sei seinem Wesen nach aber kein Schadenersatz-, sondern ein Erfüllungs-

anspruch, der nicht der kurzen Verfallsfrist unterliege. Darüber hinaus beginnt die Ausschlussfrist erst 

mit Kenntnis von der Benachteiligung zu laufen. Kenntnis habe die Betroffene aber erst in der Be-

triebsversammlung im September 2012 erlangt, sodass bei Geltendmachung der Ansprüche mit 

Schreiben vom 9.11.2012 die Ansprüche noch nicht ausgeschlossen gewesen seien. 

Neben dem Anspruch auf Zahlung der Differenzbezüge war der betroffenen Arbeitnehmerin ein Ent-

schädigungsanspruch wegen geschlechtsbezogener Diskriminierung zu gewähren. Entscheidend war 

für das Gericht u. a., dass es sich um eine unmittelbare Benachteiligung handelte und der Verstoß vor-

sätzlich erfolgte. 

9. Einspruch: Einfache E-Mail genügt 

Ein Einspruch kann mit einfacher E-Mail eingelegt werden. Eine qualifizierte elektronische Sig-

natur ist nicht erforderlich. 
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Hintergrund 

A wandte sich gegen die Aufhebung eines Kindergeldbescheids vom 17.1.2013. Sie erhob ihren Ein-

spruch mit einfacher E-Mail. Im Bescheid war die E-Mail-Adresse der Familienkasse angegeben. Die 

Familienkasse wies den Einspruch als unbegründet zurück. Das Finanzgericht urteilte, dass der Be-

scheid bestandskräftig geworden ist, da der Einspruch per E-Mail nicht wirksam eingelegt wurde. Denn 

für die Einspruchseinlegung ist eine qualifizierte elektronische Signatur erforderlich gewesen. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof gab dagegen der Klägerin Recht und hob das Finanzgerichtsurteil auf. 

Nach der alten gesetzlichen Regelung (bis 31.7.2013) war der Einspruch schriftlich einzureichen oder 

zur Niederschrift zu erklären. Nach der Auffassung des Bundesfinanzhofs bedeutet "schriftlich" aber 

nicht "Schriftform". Schriftform bedeutet eigenhändige Unterschrift. Ein solches Unterschrifterfordernis 

besteht jedoch im Fall der Einspruchseinlegung nicht. Hier reicht es aus, wenn aus dem Schriftstück 

hervorgeht, wer den Einspruch eingelegt hat. Wird der Einspruch elektronisch eingelegt, setzt dessen 

Wirksamkeit deshalb keine elektronische Signatur voraus. 

10. Elektronische Steuererklärung: Ist schlichtes Vergessen grob fahrlässig? 

Vergisst der Steuerpflichtige, einen steuermindernden Betrag in seiner Steuererklärung anzu-

geben, und wird der Steuerbescheid bestandskräftig, kann dieser zwar grundsätzlich geändert 

werden. Das geht aber nur, wenn das Vergessen nicht grob fahrlässig war. 

X war an einer GmbH beteiligt, die in 2007 liquidiert wurde. Der Verlust des X aus der Auflösung der 

GmbH betrug rund 200.000 EUR. Die vom Steuerberater des X gefertigten Erklärungen zur Einkom-

mensteuer und zur Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags enthielten keine Angaben zu dem 

Veräußerungsverlust. Der Berater hatte den Übertrag in das entsprechende Feld des elektronischen 

DATEV-Formulars "schlicht vergessen". 

X beantragte in 2011, den Verlustfestfeststellungsbescheid zu ändern und den Auflösungsverlust zu 

berücksichtigen. Die gegen die ablehnende Entscheidung des Finanzamts erhobene Klage wies das 

Finanzgericht ab. Zwar treffe X selbst kein grobes Verschulden. Jedoch sei ihm das Verschulden sei-

nes Beraters zuzurechnen. Das Vergessen der Übertragung des bereits berechneten Verlustbetrags in 

den elektronischen Vordruck sei grob fahrlässig. Wegen des groben Verschuldens an dem nachträgli-

chen Bekanntwerden der steuermindernden Tatsachen könne die Veranlagung nicht mehr geändert 

werden. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof zeigte sich in seiner Entscheidung großzügiger. Er betonte, dass der Begriff des 

Verschuldens bei elektronisch gefertigten Steuererklärungen grundsätzlich so auszulegen ist wie bei 

schriftlich gefertigten Erklärungen. Allerdings ist bei elektronischen Erklärungen besonders zu berück-

sichtigen, dass die Übersichtlichkeit eingeschränkt sein kann und die ausgefüllten Felder mitunter 

schwieriger als bei einer Erklärung in Papierform zu überblicken sind. 

Fehler und Nachlässigkeiten, die üblicherweise vorkommen und mit denen immer gerechnet werden 

muss, stellen keine grobe Fahrlässigkeit dar. Insbesondere bei unbewussten Fehlern, die selbst bei 

sorgfältiger Arbeit nicht zu vermeiden sind, kann grobe Fahrlässigkeit ausgeschlossen sein. Zu sol-

chen unbewussten – rein mechanischen – Versäumnissen zählen bloße Übertragungs- oder Eingabe-

fehler, wie sie selbst bei sorgfältiger Arbeit nicht zu vermeiden sind. 

Grobe Fahrlässigkeit liegt nur dann vor, wenn der Steuerpflichtige oder der Berater in Steuerformula-

ren gestellte Fragen bewusst nicht beantwortet oder klare und ausreichend verständliche Hinweise 

bewusst unbeachtet lässt. 

11. Bekanntgabemangel: Keine Heilung, wenn Finanzamt Bekanntgabewillen aufgibt 

Wird eine Bekanntgabevollmacht missachtet, gilt ein Einkommensteuerbescheid als nicht wirk-

sam bekannt gegeben. Eine nachfolgende Weitergabe des Bescheids an den Bevollmächtigten 
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kann zur Heilung des Bekanntgabemangels führen. Das gilt allerdings nicht, wenn das Finanz-

amt vorher ausdrücklich seinen Bekanntgabewillen aufgegeben hat. 

Der am 29.12.2009 an den Steuerpflichtigen bekannt gegebene Einkommensteuerbescheid 2003 

(Schätzungsbescheid wegen Nichtabgabe einer Steuererklärung) hätte aufgrund einer Bekanntgabe-

vollmacht an den Bevollmächtigten bekannt gegeben werden müssen. Erst am 13.8.2012 leitete der 

Steuerpflichtige den Steuerbescheid an seinen Bevollmächtigten weiter. Dieser legte noch am gleichen 

Tag gegen den Bescheid Einspruch ein. Zuvor hatte das Finanzamt in einem Schreiben vom 3.8.2012 

ausdrücklich darauf hingewiesen, dass der Ausgangsbescheid vom 29.12.2009 nie existiert habe. Der 

Erlass eines erneuten Steuerbescheids sei nun jedoch nicht mehr möglich, da die Festsetzungsfrist für 

die Einkommensteuer 2003 bereits am 31.12.2010 abgelaufen sei. Hiergegen richteten sich der einge-

legte Einspruch sowie die nachfolgend eingelegte Klage, mit der für 2003 Verluste aus der Veräuße-

rung von Beteiligungen geltend gemacht wurden. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht wies die Klage ab und bestätigte, dass die Festsetzungsfrist am 31.12.2010 abge-

laufen ist. 

Die Bekanntgabe des Einkommensteuerbescheids 2003 am 29.12.2009 war unwirksam, da das Fi-

nanzamt die vorliegende Bekanntgabevollmacht zugunsten des Bevollmächtigten nicht beachtet hatte. 

Ein derartiger Bekanntgabemangel kann durch die Weitergabe des Steuerbescheids an den Bekannt-

gabeempfänger geheilt werden. In diesem Fall liegt erst zum Zeitpunkt der Weitergabe des Bescheids 

eine wirksame Bekanntgabe vor. 

Im Streitfall konnte es hierzu jedoch nicht mehr kommen, da das Finanzamt bereits zuvor gegenüber 

dem Bevollmächtigten des Steuerpflichtigen seinen Bekanntgabewillen für den am 29.12.2009 erlas-

senen Einkommensteuerbescheid ausdrücklich aufgehoben hatte. 

12. Mahnverfahren: Bei unrichtigen Angaben hemmt der Mahnbescheid die Verjährung nicht 

Der Antrag auf Erlass eines Mahnbescheids sollte richtig ausgefüllt sein. Denn wer bewusst 

wahrheitswidrige Erklärungen abgibt, kann am Ende leer ausgehen. 

Der Kläger hatte im Jahr 1992 Wohnungseigentum erworben. Der Kaufpreis wurde über ein Darlehen 

finanziert. Später kamen dem Kläger Zweifel, ob die Darlehensgeberin ihn vor Vertragsabschluss zu-

treffend über die Risiken des Vertrags aufgeklärt hatte. Seine Prozessbevollmächtigten reichten am 

30.12.2008 einen Antrag auf Erlass eines Mahnbescheids ein. In dem Antragsformular kreuzten sie ein 

Feld an, wonach der geltend gemachte Anspruch nicht von einer Gegenleistung abhängt. Die Pro-

zessbevollmächtigten waren sich bei dieser Erklärung bewusst, dass der Inhalt unrichtig ist. Sie mach-

ten nämlich den sog. großen Schadenersatz geltend, d. h. sie forderten Ersatz des gesamten Erfül-

lungsinteresses. Im konkreten Fall konnte der Schadenersatz nur Zug um Zug gegen Rückgabe und 

Rückübereignung der Eigentumswohnung verlangt werden. 

Entscheidung 

Der Bundesgerichtshof lehnte die Schadensersatzklage – wie alle Instanzen vor ihm – ab. Die Einlei-

tung eines Mahnverfahrens ist ausgeschlossen, wenn der geltend gemachte Anspruch von einer Ge-

genleistung abhängt, die noch nicht erbracht ist. In diesem Fall ist der Antrag auf Erlass eines Mahn-

bescheids zwingend zurückzuweisen. In Kenntnis dieser Rechtslage hatten die Prozessbevollmächtig-

ten des Antragstellers bewusst die unrichtige Erklärung abgegeben, der Anspruch sei von einer Ge-

genleistung nicht abhängig. 

Dieses Verhalten der Prozessbevollmächtigten des Antragstellers bewertete der Bundesgerichtshof als 

einen Missbrauch des Mahnverfahrens zum Zweck der Verjährungshemmung mit unwahren Angaben. 

Ein solcher Rechtsmissbrauch verwehrt es dem Antragsteller, sich auf die durch unrichtige Angaben 

erschlichene Rechtsposition zu berufen. 
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Auch die Zuerkennung des kleinen Schadensersatzes versagte der Bundesgerichtshof dem Kläger. Im 

Gegensatz zum großen Schadenersatz ist der kleine Schadensersatz lediglich auf Ausgleich des Diffe-

renzschadens unter Beibehaltung der bereits ausgetauschten Leistungen gerichtet. Die unlautere Vor-

gehensweise bei Antragstellung verwehrt es nach Ansicht des Bundesgerichtshofs dem Kläger, sich 

nun auf die Geltendmachung des kleinen Schadensersatzanspruchs zurückzuziehen – auch wenn der 

Antrag dann richtig gewesen wäre. 

Seine rechtsmissbräuchliche Vorgehensweise führt dazu, dass die Verjährungshemmung nicht einge-

treten ist. Damit ging der Kläger völlig leer aus. 

13. Schwarzarbeit: Gewährleistungsansprüche sind ausgeschlossen 

Wer schwarzarbeiten lässt, hat keinen Anspruch auf Schadensersatz. Der Bundesgerichtshof 

bleibt in dieser Sache hart. 

Für die Ausführung von Dachausbauarbeiten war ein Werklohn von 10.000 EUR ohne Umsatzsteuer 

vereinbart. Nach Durchführung der Arbeiten stellte der Unternehmer eine Rechnung über diesen Be-

trag ohne Ausweis der Umsatzsteuer, den der Auftraggeber auch zahlte. Da die Werkleistung mangel-

haft war, verlangt der Auftraggeber Rückzahlung von 8.300 EUR. 

Entscheidung 

Der Bundesgerichtshof lehnt auch in diesem Fall jegliche Ansprüche des Auftraggebers ab. 

Der Unternehmer hat bewusst gegen das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz verstoßen, indem er mit 

dem Auftraggeber vereinbart hat, dass für den Werklohn keine Rechnung mit Steuerausweis gestellt 

und keine Umsatzsteuer gezahlt werden sollte. Der Auftraggeber hat dies auch zu seinem Vorteil aus-

genutzt. Der Werkvertrag ist daher nichtig. Der Auftraggeber kann deshalb keine Mängelansprüche 

geltend machen. 

Dem Auftraggeber steht auch kein Anspruch auf Ausgleich der Bereicherung des Unternehmers zu, 

die darin besteht, dass er für die mangelhafte Werkleistung zu viel bezahlt hat. Zwar kann ein Bestel-

ler, der aufgrund eines nichtigen Vertrags Leistungen erbracht hat, vom Unternehmer grundsätzlich die 

Herausgabe dieser Leistungen verlangen. Das gilt aber nicht, wenn der Besteller mit seiner Leistung 

gegen ein gesetzliches Verbot verstoßen hat. Das ist hier der Fall. 

14. Arbeitszimmerkosten in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft 

Gehört ein Haus den Partnern einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft gemeinsam, kann ein 

Partner die Kosten für ein Arbeitszimmer nur zur Hälfte als Betriebsausgaben geltend machen. 

Das gilt auch dann, wenn er das Arbeitszimmer alleine nutzt und die Schuldzinsen aus den ge-

samtschuldnerisch aufgenommenen Finanzierungsdarlehen allein von ihm getragen werden. 

Hintergrund 

Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft erwarben gemeinsam ein Einfamilienhaus. Der 

Steuerpflichtige nutzte in dem Gebäude eine Bürofläche als Arbeitszimmer zur Erzielung von Ge-

winneinkünften und machte u. a. die hierauf entfallenden Finanzierungskosten in voller Höhe als Be-

triebsausgaben geltend. Die laufenden Raten (Zins und Tilgung) wurden in vollem Umfang von seinem 

Konto abgebucht Das Finanzamt berücksichtigte jedoch aufgrund des hälftigen Miteigentumsanteils 

der Lebenspartnerin nur die Hälfte der Finanzierungskosten als Betriebsausgaben. 

Entscheidung 

Das Einspruchs- und auch das Klageverfahren blieben ohne Erfolg. Das Finanzgericht verwies auf die 

Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zu Miteigentum von Ehegatten, die nach seiner Auffassung bei 

nichtehelichen Lebensgemeinschaften entsprechend anzuwenden ist. Im Regelfall gilt danach, dass 

dann, wenn keine besonderen Vereinbarungen getroffen wurden, die Zahlung jeweils für Rechnung 

desjenigen geleistet werden, der den Betrag schuldet. Dies gilt grundsätzlich auch dann, wenn sich der 

Nichteigentümer-Ehegatte an den auf das Arbeitszimmer entfallenden laufenden Kosten beteiligt hat. 
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Ein vollständiger Kostenabzug kann nur erreicht werden, wenn der Nichteigentümer-Ehegatte in Ab-

sprache mit dem anderen Ehepartner Finanzierungsaufwendungen, die das Arbeitszimmer betreffen, 

selbst übernimmt. Hierzu bedarf es jedoch einer ausdrücklichen Vereinbarung zwischen den Partnern, 

die hier aber nicht vorliegt. 

15. Umsatzsteuer-Vorauszahlungen: So werden sie dem richtigen Jahr zugeordnet 

Für regelmäßig wiederkehrende Ausgaben gibt es eine Sonderregelung bei Zahlungen rund um 

den Jahreswechsel. Welche Besonderheiten bei Umsatzsteuer-Vorauszahlungen zu beachten 

sind, erklärt die Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen. 

Hintergrund 

Wer seinen Gewinn durch Einnahmen-Überschussrechnung ermittelt, muss für die zeitliche Zuordnung 

seiner Betriebsausgaben das sog. Abflussprinzip beachten. Nach der "Grundregel" müssen Ausgaben 

in dem Kalenderjahr abgesetzt werden, in dem sie geleistet wurden. Für regelmäßig wiederkehrende 

Ausgaben, wie z. B. Umsatzsteuer-Vorauszahlungen, sieht das Gesetz eine Ausnahmeregelung vor: 

Diese Ausgaben müssen im Jahr ihrer wirtschaftlichen Zugehörigkeit abgezogen werden, selbst wenn 

sie beim Unternehmer schon kurze Zeit vor Beginn oder erst kurze Zeit nach Beendigung dieses Jah-

res abfließen. Als "kurze Zeit" definiert die Rechtsprechung des BFH einen Zeitraum von bis zu 10 Ta-

gen vor bzw. nach dem Jahreswechsel (also vom 22.12. bis 10.1.). 

Besonderheiten bei Umsatzsteuer-Vorauszahlungen 

Ein Abzug abweichend geleisteter Zahlungen im Jahr der wirtschaftlichen Zugehörigkeit gelingt nur, 

wenn diese innerhalb des 10-Tages-Zeitraums fällig und geleistet worden sind. Beide Voraussetzun-

gen müssen kumulativ vorliegen. Daher gilt die Abflussfiktion nicht, wenn nur die Zahlung innerhalb der 

kurzen Zeit nach dem Ende des Kalenderjahrs erfolgt ist, der Fälligkeitszeitpunkt aber außerhalb die-

ses Zeitraums liegt. 

Unternehmer müssen Umsatzsteuer-Voranmeldungen bis zum 10. Tag nach Ablauf des Voranmel-

dungszeitraums abgeben, die Zahlung wird auch am 10. Tag fällig. Die Zahlungsfrist verlängert sich 

bis zum folgenden Werktag, wenn das Fristende auf einen Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feier-

tag fällt. Es verlängert sich jedoch nur die Zahlungsfrist, nicht der 10-Tages-Zeitraum der Abflussfikti-

on. 

Hat der Unternehmer seinem Finanzamt eine Lastschrifteinzugsermächtigung erteilt, gilt eine Umsatz-

steuer-Vorauszahlung im Zeitpunkt der Fälligkeit als abgeflossen, selbst wenn das Amt den Betrag tat-

sächlich später einzieht. In diesen Fällen darf der Unternehmer also eine am 10.1. fällige, aber später 

eingezogene Umsatzsteuer-Vorauszahlung regelmäßig noch im (vorangegangenen) Kalenderjahr der 

wirtschaftlichen Zugehörigkeit als Betriebsausgabe verbuchen (Anwendung der Abflussfiktion). 

Unternehmern kann ein Betriebsausgabenabzug ihrer Umsatzsteuer-Vorauszahlungen wegen falscher 

Anwendung der Abflussregelungen komplett verloren gehen. Betroffen sind die Fälle, in denen das Fi-

nanzamt einen Betriebsausgabenabzug im Jahr der Zahlung der Umsatzsteuer-Vorauszahlung aber-

kennt und der betroffene Unternehmer daraufhin einen Abzug im vorangegangenen Jahr der wirt-

schaftlichen Zugehörigkeit erreichen will. Ein Betriebsausgabenabzug kann in diesen Fällen mangels 

einschlägiger Änderungsvorschrift im Vorjahr nicht mehr vorgenommen werden. Nur wenn die zu än-

dernde Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der Nachprüfung steht, kann der betroffene Unterneh-

mer die Zahlungen nachträglich noch korrekt abziehen. 

16. Häusliches Arbeitszimmer: Kosten für Bad-Modernisierung können anteilig angesetzt werden 

Sind die Aufwendungen für die Modernisierung des Badezimmers wesentlich und erhöhen sie 

den Wert des gesamten Wohnhauses, gehören sie anteilig zu den Kosten für ein häusliches Ar-

beitszimmer. 

Hintergrund 
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Die Kläger sind Eheleute. Für seine selbstständige Steuerberatertätigkeit nutzte der Kläger ausschließ-

lich ein häusliches Arbeitszimmer im gemeinsamen Einfamilienhaus der Eheleute. Auf das Arbeits-

zimmer entfielen rund 8 % der gesamten Wohnfläche. Im Streitjahr bauten die Kläger das Badezimmer 

in ihrem Einfamilienhaus behindertengerecht um. Darüber hinaus wurden alle 4 Türen des Flurs er-

setzt und Maurer-, Maler- sowie Bodenarbeiten durchgeführt. Von den Umbaukosten in Höhe von ins-

gesamt rund 38.000 EUR machte der Kläger einen Anteil von 8 % für das häusliche Arbeitszimmer als 

Betriebsausgaben geltend. Das Finanzamt lehnte die steuerliche Berücksichtigung der anteiligen Mo-

dernisierungskosten ab. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht gab den Klägern dagegen Recht. Die Renovierungs- bzw. Modernisierungskosten 

sind anteilig dem Arbeitszimmer des Klägers zuzurechnen. Durch die Modernisierung des Badezim-

mers ist derart in die Gebäudesubstanz eingegriffen worden, dass der Umbau den Wert des gesamten 

Wohnhauses erhöht hat. 

Das häusliche Arbeitszimmer ist Teil des Betriebsvermögens des Klägers. Bei einer späteren Entnah-

me aus dem Betriebsvermögen würde ein Anteil von 8 % des Gebäudewerts als zu versteuernder Ent-

nahmewert angesetzt. Die aktuell vorgenommene Modernisierung des Badezimmers erhöht dauerhaft 

den Gebäudewert und damit auch den Entnahmewert. 

Hätten die Kläger die Modernisierungsmaßnahmen innerhalb der ersten 3 Jahre nach der Anschaffung 

des Wohnhauses durchgeführt, wären die Kosten als anschaffungsnahe Herstellungskosten über die 

Gebäudeabschreibung anteilig als Aufwendungen des Arbeitszimmers zu berücksichtigen gewesen. 

Der anteilige Betriebsausgabenabzug ist deshalb geboten, um Wertungswidersprüche zu vermeiden. 

17. Beim Autofahren ist Hellsehen nicht erforderlich 

Das lernt man in der Fahrschule gleich in der ersten Stunde: Beim Öffnen der Autotür muss auf 

den vorbeifahrenden Verkehr geachtet werden. Wer die Tür einfach aufreißt und dadurch einen 

Unfall verursacht, trägt die alleinige Schuld. 

Die Frage, ob im Fall eines Unfalls demjenigen, der in die unvorsichtiger Weise geöffnete Tür hinein-

fährt, eine Mitschuld an dem Unfall zugerechnet werden kann, beantwortete das Landgericht Stuttgart 

ganz eindeutig mit "Nein". 

Im vorliegenden Fall ist der Unfall von der Klägerin, die die Tür geöffnet hatte, in so überwiegendem 

Teil fahrlässig verursacht, dass im Verhältnis dazu die Betriebsgefahr des Fahrzeugs des Beklagten 

kein anspruchsminderndes Eigengewicht hat. 

Die Stuttgarter Richter gingen von einem schweren Verschulden der Parkenden aus. Denn schließlich 

ist das Fließen des Verkehrs nur dann gewährleistet, wenn sich die mit angemessener Geschwindig-

keit und regelgerechtem Abstand Vorbeifahrenden darauf verlassen könnten, dass nicht unerwartet ei-

ne Fahrzeugtür in den Fahrbereich hinein geöffnet wird. 

Dass an der Unfallstelle regelmäßig und auch zum Unfallzeitpunkt viele Autos auf der Suche nach ei-

nem Parkplatz waren, ändert daran nichts. Auch bei regem Parksuchverkehr muss ein Aussteigender 

extrem vorsichtig sein und der vorbeifahrende Verkehr darf sich darauf verlassen, dass nicht unvermit-

telt eine Autotür geöffnet wird. 

Eine Vermutung, dass Personen auf dem Gehweg bedeuten, dass demnächst jemand aus dem Fahr-

zeug steigen werde, neben dem sie sich befinden, gibt es nicht. Insoweit sind also keine hellseheri-

schen Fähigkeiten erforderlich. 

18. Wiedereinsetzung: Nur bei plötzlicher Erkrankung möglich 

Sucht ein Rechtsanwalt für mehrere Wochen eine Klinik zur Rehabilitation auf, muss er die Ver-

tretung organisieren. Macht er dies nicht und wird eine Frist versäumt, gibt es keine Wiederein-

setzung. 



BrandBranchenBriefe 
Non-Profit-Briefe 

Stand Februar 2017 

Heiko Brand, Steuerberater * Paul-Hartmann-Str. 61 * 89522 Heidenheim * Fon 07321 277190 12/27 

Hintergrund 

Ein Rechtsanwalt hatte gegen eine Erhöhung der Rundfunkgebühren in eigener Angelegenheit geklagt 

und erstinstanzlich verloren. 

Die Berufung gegen das Urteil wurde abgeschmettert, weil er die Monatsfrist nicht gewahrt hatte. Da-

gegen beantragte er Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, weil er sich infolge einer Wirbelsäulen-

operation vom 18.8.2014 bis zum 22.9.2014 einer Rehabilitationsmaßnahme in einer Klinik befand. 

Erst nach Rückkehr aus dieser Klinik am 23.9.2014 ist er in der Lage gewesen, von dem an seine 

Heimatadresse zugestellten Urteil Kenntnis zu nehmen und sich mit dessen Inhalt zu befassen. 

Entscheidung 

Der Aufenthalt in der Rehabilitationsklinik stellt nach Auffassung des Verwaltungsgerichtshofs in Mün-

chen jedoch keinen Wiedereinsetzungsgrund dar. Der Rechtsanwalt hätte für den Fall einer Erkran-

kung organisatorische Vorkehrungen treffen müssen. 

Nur wenn der Anwalt aufgrund einer plötzlich auftretenden, nicht vorhersehbaren Erkrankung an der 

fristgebundenen Erledigung oder Bestellung eines Vertreters gehindert war, kann ein Fristversäumnis 

unverschuldet sein. Ein stationärer Rehabilitationsaufenthalt ist aber regelmäßig nicht unvorhergese-

hen, sondern geplant. 

19. Veröffentlichung von Bildern: Widerruf der Einwilligung nicht so einfach möglich 

Ein Arbeitgeber darf Bilder eines Arbeitnehmers nur veröffentlichen, wenn der Arbeitnehmer 

schriftlich einwilligt. Hat der Arbeitnehmer die schriftliche Einwilligung unbefristet erteilt, kann 

er sie nicht ohne Weiteres widerrufen. 

Hintergrund 

Der klagende Arbeitnehmer war bis Januar 2011 bei der Beklagten beschäftigt. Bereits im Oktober 

2008 hatte er sich schriftlich damit einverstanden erklärt, dass der Arbeitgeber Filmaufnahmen von ihm 

für die eigene Öffentlichkeitsarbeit verwendet. In dem daraufhin angefertigten Werbefilm war der Ar-

beitnehmer jedenfalls nur 2-mal für wenige Sekunden zu erkennen, davon einmal bei einem Gruppen-

bild. Nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses verlangte der Kläger von der Beklagten, die ihn dar-

stellenden Videoaufnahmen nicht mehr zu verwenden und ihm für die Verwendung ein Schmerzens-

geld zu zahlen. 

Entscheidung 

Nach Ansicht des Bundesarbeitsgerichts ist eine Veröffentlichung von Bildern eines Arbeitnehmers nur 

zulässig, wenn eine schriftliche Einwilligung vorliegt. Dies ist hier der Fall. Für die Frage, ob die Einwil-

ligung zu einem späteren Zeitpunkt widerrufen werden kann, kommt es auf die Umstände des Einzel-

falls an. Hierbei muss, neben dem Persönlichkeitsinteresse des Arbeitnehmers, auch das Interesse 

des Arbeitgebers an einer kostendeckenden Verwertung der Bilder berücksichtigt werden. Maßgeblich 

für die Abwägung ist insbesondere, ob die Person des Arbeitnehmers hervorgehoben dargestellt wird 

oder ob es sich vielmehr um eine allgemeine Darstellung des Unternehmens handelt. Eine einmal er-

teilte Einwilligung kann jedenfalls nicht ohne Grund widerrufen werden. 

20. Bußgelder: Übernahme durch Arbeitgeber führt zu Arbeitslohn 

Einige Arbeitgeber übernehmen die Kosten für Bußgelder bei Vielfahrern oder Firmenwagen. 

Dabei handelt es sich um Arbeitslohn. Übernommene Bußgelder sind somit generell steuer-

pflichtig. 

Wer zu schnell fährt und erwischt wird, ist selten um eine Ausrede verlegen. Zu den glaubwürdigeren 

und sehr beliebten Ausreden gehört das Rasen auf Weisung des Arbeitgebers. Und tatsächlich kommt 

es vor, dass zum Beispiel Fahrer gedrängt werden, Liefertermine einzuhalten. Oftmals ist das nur 

durch zu schnelles Fahren, falsches Parken oder einen Verstoß gegen die Lenkzeiten zu erreichen. 
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Lange war streitig, ob die Übernahme der daraus resultierenden Strafen durch den Arbeitgeber Ar-

beitslohn darstellt. Arbeitslohn liegt nicht vor, wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer Vorteile aus 

ganz überwiegend eigenbetrieblichem Interesse gewährt. 

Entscheidung 

Im zuletzt entschiedenen Urteilsfall hatte eine Spedition Bußgelder, die gegen ihre Fahrer wegen 

Überschreitung von Lenkzeiten und der Nichteinhaltung von Ruhezeiten festgesetzt worden waren, für 

ihre Fahrer bezahlt, ohne dafür Lohnsteuer einzubehalten. Der Bundesfinanzhof hat hier – unter Auf-

gabe seiner früheren Rechtsprechung – auf Arbeitslohn entschieden. Ein rechtswidriges Tun – wie zu 

schnelles Fahren, falsches Parken oder die Überschreitung der Lenkzeiten im Urteilsfall – ist danach 

keine beachtliche Grundlage einer betriebsfunktionalen Zielsetzung. 

Die Entscheidung wird von der Finanzverwaltung angewendet. Vom Arbeitgeber übernommene Buß-

gelder sind damit generell steuerpflichtig. Dabei ist es unbeachtlich, ob der Arbeitgeber ein solches 

rechtswidriges Verhalten angewiesen hat und/oder anweisen darf. 

21. Rechnungskorrektur: Wann der Vorsteuerabzug erhalten bleibt 

Wird eine Rechnung korrigiert, weil sie eine unzutreffender Steuernummer enthält, soll diese 

Korrektur keine Rückwirkung entfalten. Und was passiert mit dem Vorsteuerabzug? 

Anlässlich einer Außenprüfung wurde der Klägerin die Vorsteuer aus 4 Eingangsrechnungen versagt, 

da die Rechnungen eine unzutreffende Steuernummer des Rechnungsausstellers enthielten. Anstelle 

der Steuernummer war lediglich die Angabe der Zahl "500" vermerkt. Noch vor Erlass entsprechend 

geänderter Umsatzsteuerbescheide legte die Klägerin dem Finanzamt mit Schreiben vom 16.11.2010 

korrigierte Rechnungen mit der zutreffenden Steuernummer vor. Trotzdem wurde die Vorsteuer für die 

Streitjahre 2005 und 2006 nicht berücksichtigt. 

Entscheidung 

Die dagegen erhobene Klage hatte keinen Erfolg. Der Vorsteuerabzug ist in den Streitjahren nicht zu 

gewähren, da die Rechnungskorrektur nach Ansicht des Finanzgerichts keine Rückwirkung entfaltet. 

Dass die ursprünglichen Rechnungen die Angabe der Steuernummer des Rechnungsausstellers nicht 

enthielten, ist unstreitig. Die Überprüfung der Richtigkeit der Steuernummer oder der inländischen Um-

satzsteuer-Identifikationsnummer und der Rechnungsnummer ist dem Rechnungsempfänger jedoch 

regelmäßig gar nicht möglich. Ist eine diese Angaben unrichtig und konnte der Unternehmer dies nicht 

erkennen, bleibt deshalb der Vorsteuerabzug erhalten, wenn im Übrigen die Voraussetzungen für den 

Vorsteuerabzug gegeben sind. Vorliegend musste sich die Klägerin aber entgegenhalten lassen, dass 

sie die Fehlerhaftigkeit der Steuernummer erkennen konnte, weil die bloße Zahl "500" vermutlich 

selbst von einem Laien nicht als eine in Deutschland gebräuchliche Steuernummer beurteilt werden 

kann. 

22. Steuernachzahlungen und Steuererstattungen: Zu welchem Zeitpunkt sind sie zu bilanzieren? 

Zu welchem Zeitpunkt müssen die Aktivierung von Steuererstattungsansprüchen und die Pas-

sivierung von Steuernachzahlungen und die damit zusammenhängenden Erstattungs- und 

Nachzahlungszinsen in der Bilanz erfolgen? Das Bayerische Landesamt für Steuern hat Ant-

worten. 

Erstattungsansprüche 

Ein Steuererstattungsanspruch bzw. ein Anspruch auf Erstattungszinsen ist in der Bilanz gewinnerhö-

hend zu aktivieren, wenn er nach den steuerrechtlichen Vorschriften entstanden und hinreichend si-

cher ist (sog. Realisationsprinzip). Das bedeutet: 

Für zunächst bestrittene Erstattungsansprüche muss eine Aktivierung in der Regel an dem Bilanzstich-

tag erfolgen, der der Bekanntgabe des begünstigenden Verwaltungsakts (Steuerbescheid, Ein-

spruchsentscheidung) folgt. 
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Die Aktivierung muss zu einem früheren Zeitpunkt erfolgen, wenn der Realisierung des Steuererstat-

tungsanspruchs nichts mehr entgegensteht. Das ist der Fall, wenn eine Streitfrage höchstrichterlich zu 

Ihren Gunsten entschieden wurde, das Urteil im Bundessteuerblatt veröffentlicht wurde und der bestrit-

tene Steuerbescheid geändert werden kann. 

Steuernachzahlungen 

Für Steuernachzahlungen sind in der Bilanz des Jahres Rückstellungen zu bilden, in dem die Steuern 

entstanden sind. 

23. EU-rechtswidriges Urteil: Kein Billigkeitserlass 

Erstattet das Finanzamt eine Steuer, die auf einem zwar unionsrechtswidrigen, aber durch BFH-

Urteil bestätigten Steuerbescheid beruht, nicht, ist dies weder ermessensfehlerhaft noch ver-

stößt es gegen Unionsrecht. 

Hintergrund 

Der Sohn besuchte im Jahr 1992 eine Privatschule in Großbritannien. Die Eltern E machten die Schul-

geldzahlungen als Sonderausgaben geltend. Das Finanzamt ließ die Aufwendungen nicht zum Abzug 

zu. Das Finanzgericht wies die Klage der E mit der Begründung ab, Schulgeldzahlungen an Schulen 

im Ausland seien nicht abziehbar. Der Bundesfinanzhof sah die gegen das finanzgerichtliche Urteil 

eingelegte Revision als unbegründet an, ohne die Streitsache dem EuGH vorzulegen. 

Im Jahr 2007 entschied der Europäische Gerichtshof, die nach europäischem Recht garantierte 

Dienstleistungsfreiheit werde verletzt, wenn der Sonderausgabenabzug lediglich für Schulgeldzahlun-

gen an inländische Privatschulen gewährt wird. Den daraufhin von E gestellten Antrag auf Änderung 

des Einkommensteuerbescheids 1992 lehnte das Finanzamt ab. Einspruch, Klage und Nichtzulas-

sungsbeschwerde vor dem Bundesfinanzhof blieben ohne Erfolg. 

Die E beantragten daraufhin den Erlass der Einkommensteuerbeträge, soweit diese wegen Nichtaner-

kennung der Schulgeldzahlungen als Sonderausgaben festgesetzt worden waren. Das Finanzamt 

lehnte auch diesen Antrag ab. Einspruch und Klage blieben ebenfalls erfolglos. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof gab dem Finanzamt Recht und entschied, dass dieses den Erlassantrag der 

Eheleute E ermessensfehlerfrei abgelehnt habe. 

Bei der Prüfung der sachlichen Unbilligkeit im Rahmen eines Erlassverfahrens muss nach Auffassung 

des Bundesfinanzhofs berücksichtigt werden, welch hohen Stellenwert der Gesetzgeber der Rechts-

kraft eines Urteils beimisst. Eine Billigkeitsmaßnahme kann daher bei Vorliegen eines rechtskräftigen 

Urteils allenfalls dann in Betracht kommen, wenn das Urteil so offenbar unrichtig war, dass dessen 

Fehlerhaftigkeit ohne Weiteres erkannt werden musste. 

Das war hier nicht der Fall. Denn bis zur Einleitung eines Vertragsverletzungsverfahrens durch die Eu-

ropäische Union haben mehrere deutsche Finanzgerichte die Begrenzung der Abziehbarkeit von 

Schulgeldzahlungen auf inländische Privatschulen im Gesetz als mit dem Unionsrecht vereinbar ange-

sehen. 

Auch nach der Auffassung des Europäischen Gerichtshofs sind die Mitgliedstaaten grundsätzlich nicht 

verpflichtet, eine unionsrechtswidrige, aber rechtskräftige Entscheidung eines nationalen Gerichts auf-

zuheben. Das gilt selbst dann, wenn die Vorlagepflicht verletzt worden ist. Die Mitgliedstaaten müssen 

allerdings das Äquivalenzprinzip sowie den Effektivitätsgrundsatz beachten. Das bedeutet, dass sie bei 

Verletzungen des Unionsrechts haften und solche Verletzungen wie Verstöße gegen nationales Recht 

behandeln müssen. Bei unionsrechtswidrigen Urteilen kommt eine Haftung jedoch nur bei einer offen-

kundigen Verletzung des Unionsrechts in Betracht. An einer solchen offenkundigen Verletzung fehlt es 

aber, wenn – wie hier – die sachliche Rechtslage nicht eindeutig war. 

24. Ehegatten-Darlehen: Vorsicht bei finanzieller Abhängigkeit 
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Bei Darlehen unter Ehegatten kann die Anwendung des Abgeltungsteuersatzes ausgeschlos-

sen sein. Das gilt z. B. dann, wenn der Darlehensgeber auf seinen von ihm finanziell abhängi-

gen Ehegatten einen beherrschenden Einfluss ausüben kann. 

Hintergrund 

Der Ehemann M gewährte seiner Ehefrau F für die Anschaffung und Renovierung eines Mietshauses 

teilweise besicherte Darlehen. F war mangels eigener Mittel und Kreditwürdigkeit auf die Darlehens-

gewährung durch M anwiesen. Der Zinssatz betrug 4 % bis 5,35 %. Die in den Jahren 2007 und 2008 

fälligen Zinsen waren bis 2009 gestundet und wurden von F in 2009 an M gezahlt. 

Für 2009 erklärte M Zinserträge von rund 27.000 EUR, für die er die Anwendung des Abgeltungsteuer-

satzes beantragte. F machte einen entsprechenden Werbungskostenüberschuss bei ihren Einkünften 

aus Vermietung und Verpachtung geltend. 

Das Finanzamt unterwarf die Zinserträge jedoch der tariflichen Steuer. Die Begründung: Nach der ge-

setzlichen Regelung ist der Abgeltungsteuersatz ausgeschlossen, wenn Gläubiger und Schuldner ei-

nander nahestehende Personen sind. Ebenso entschied das Finanzgericht. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof schloss sich der Meinung von Finanzamt und Finanzgericht an und wies die Re-

vision der Eheleute zurück. Eheleute fallen zwar unter den Begriff der "nahestehenden Person". Denn 

das sind alle natürlichen Personen, die zueinander in enger Beziehung stehen. Ein allein aus der Ehe-

schließung abgeleitetes persönliches Interesse reicht jedoch nicht aus, um ein Näheverhältnis zu be-

gründen. Ein solches Näheverhältnis liegt vielmehr nur dann vor, wenn der Darlehensgeber auf den 

Darlehensnehmer einen beherrschenden Einfluss ausüben kann. Das ist im Streitfall zu bejahen. Denn 

F verblieb hinsichtlich der Finanzierung kein Entscheidungsspielraum, da ein fremder Dritter das Ob-

jekt nicht zu 100 % finanziert hätte. F war bei der Darlehensaufnahme von M als Darlehensgeber ab-

solut finanziell abhängig. 

In dieser Auslegung ist die Versagung des Abgeltungsteuersatzes nicht verfassungswidrig. Das 

Grundgesetz verbietet es, Ehegatten im Vergleich zu Ledigen allein deshalb steuerlich schlechter zu 

stellen, weil sie verheiratet sind. Liegen jedoch Beweisanzeichen für die Annahme gleichgerichteter In-

teressen vor, ist der Einwand, Verheiratete seien schlechter gestellt, unbegründet. Denn die Benach-

teiligung der Verheirateten ergibt sich dann aus konkreten Anhaltspunkten, die für eine enge Wirt-

schaftsgemeinschaft der Ehegatten im Einzelfall sprechen. Der Ausschluss des Abgeltungsteuersatzes 

beruht im Streitfall somit nicht auf dem aufgrund der Eheschließung vermuteten persönlichen Nähe-

verhältnis der Eheleute, sondern auf dem wirtschaftlichen Abhängigkeitsverhältnis der F von M, da 

kein fremder Dritter die Gesamtfinanzierung des Objekts übernommen hätte. 

25. Wie werden Fahrten zu dem einzigen Auftraggeber abgerechnet? 

Mit dieser Frage hat sich der Bundesfinanzhof beschäftigt und entschieden: Für regelmäßige 

Fahrten eines Betriebsinhabers zwischen seinem häuslichen Büro und dem Sitz seines einzi-

gen Auftraggebers wird die Entfernungspauschale angesetzt. Auf die Höhe der tatsächlichen 

Fahrtkosten kommt es nicht an. 

Der Bundesfinanzhof hat damit an der bisherigen Rechtsprechung festgehalten. Für Betriebsinhaber, 

die nur einen Auftraggeber haben und für ihre regelmäßigen Fahrten einen Pkw nutzen, bedeutet die 

Entscheidung für die Zeit bis einschließlich 2013 eine Einschränkung der Abzugsmöglichkeiten im 

Vergleich zu Arbeitnehmern, weil die tatsächlichen Pkw-Kosten die Entfernungspauschale übersteigen. 

Für Nutzer öffentlicher Verkehrsmittel ergibt sich hingegen zumeist eine Verbesserung, da hier die Ent-

fernungspauschale in der Regel über den tatsächlichen Kosten liegt. 

Mit Wirkung ab dem 1.1.2014 hat der Gesetzgeber eine Definition des Begriffs der "ersten Tätigkeits-

stätte" festgeschrieben. Für Betriebsinhaber hat die vorliegende Entscheidung aber klargestellt, dass 

keine Änderung der Rechtslage eingetreten ist. 
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26. Betriebsstätte im eigenen Wohnhaus: Wann liegt ein Arbeitsunfall vor? 

Die meisten Unfälle passieren in den eigenen 4 Wänden. Das ist normalerweise Privatsache. 

Wer sich allerdings zu Hause eine Betriebsstätte eingerichtet hat, könnte einen Arbeitsunfall 

geltend machen. Ob tatsächliche die gesetzliche Unfallversicherung zahlen muss, hängt wie 

immer vom Einzelfall ab. 

Eine freiwillig gesetzlich versicherte, selbstständige Werbetexterin und Journalistin hielt sich in ihrem 

häuslichen Arbeitszimmer auf und war ihrer beruflichen Tätigkeit nachgegangen. Als der Postbote klin-

gelte, begab sie sich vom ersten Stock ins Erdgeschoss. Auf der Treppe kam sie ins Straucheln und 

stürzte. Sie erlitt Prellungen von Handgelenk und Lendenwirbelsäule sowie einen Bruch eines Mittel-

fußknochens. Diese Verletzungen führten zu einer Arbeitsunfähigkeit von rund 6 Wochen. In dem Pa-

ket befand sich nicht das von der Klägerin erwartete Büromaterial, sondern Kaffee-Kapseln für eine 

überwiegend privat genutzte Kaffeemaschine. 

Die gesetzliche Unfallversicherung weigerte sich, den Unfall als Arbeitsunfall anzuerkennen. 

Entscheidung 

Das Landessozialgericht Baden-Württemberg sah in dem Sturz ebenfalls keinen Arbeitsunfall. 

Unstreitig ist zwar, dass, wenn sich die Wohnung des Versicherten und die Arbeitsstätte in einem Haus 

befinden, Unfälle auf Wegen in den zur Arbeitsstätte gehörenden Betriebsräumen grundsätzlich unter 

Versicherungsschutz stehen. Schwierig ist aber die Zuordnung einer Tätigkeit zum privaten oder be-

trieblichen Bereich. Nach ständiger Rechtsprechung ist die Handlungstendenz des Versicherten zum 

Zeitpunkt des Unfalls entscheidend. 

Zur Feststellung der objektiven Handlungstendenz kommt es gerade nicht auf die subjektive Vorstel-

lung des Versicherten an, sondern auf die objektiven Umstände des Einzelfalls. 

Die Klägerin konnte nach Einschätzung des Gerichts nicht wissen, ob der Postdienst das bestellte Bü-

romaterial, die Kaffeekapseln oder vielleicht auch nur ein für den Nachbarn bestimmtes Paket abgeben 

wollte. Der Weg zur Haustür ist deshalb von der Klägerin nicht mit wesentlich betrieblicher Handlungs-

tendenz zurückgelegt worden. Vielmehr habe die private Handlungstendenz klar überwogen. 

Dazu kommt, dass die Treppe nicht wesentlich den Zwecken des Unternehmens der Klägerin dient. 

Schließlich habe diese die Treppe mehrmals täglich benutzt, um im privat genutzten Bereich des Erd-

geschosses privaten Dingen nachzugehen. 

Eine ständige, nicht nur gelegentliche betriebliche Nutzung der Treppe sah das Gericht deshalb nicht. 

Deshalb handelt es sich bei dem Unfall auch nicht um einen Arbeitsunfall und die gesetzliche Unfall-

versicherung muss nicht zahlen. 

27. Keine unbesehene Übernahme der Pauschbeträge für Privatentnahmen 

Die unbesehene Übernahme der Pauschbeträge für unentgeltliche Wertabgaben nach der sog. 

Richtsatzsammlung kann nicht erfolgen, wenn der Unternehmer dargelegt hat, dass die Wert-

abgaben zum Regelsteuersatz niedriger gewesen sein müssen, als sich dies aus der Richtsatz-

sammlung ergibt. 

Die klagende Landschlachterei setzt ihre Produkte insbesondere in ihrer Filiale J ab, betreibt Stände 

auf Wochenmärkten, einen Catering-Service, einen Mittagstisch und bietet zubereitete Speisen auf 

verschiedenen regionalen Veranstaltungen an. Das Finanzamt stellte bei einer Außenprüfung fest, 

dass hinsichtlich der Entnahme von Metzgereiprodukten seitens der Klägerin keinerlei Aufzeichnungen 

geführt waren. Der Prüfer setzte daher die Warenentnahmen mit den in der amtlichen Richtsatzsamm-

lung für eine Fleischerei vorgesehenen Pauschbeträgen gewinnerhöhend an und wendete dabei auch 

die in der Richtsatzsammlung vorgesehene Aufteilung in dem ermäßigten Umsatzsteuersatz oder dem 

Regelsteuersatz unterliegende Umsätze an. Unstreitig waren die Leistungsbezüge der Klägerin zum 

Regelsteuersatz insgesamt niedriger als die Entnahme-Pauschbeträge zum Regelsteuersatz des Fi-

nanzamts. 
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Entscheidung 

Unstreitig ist, dass das Finanzamt dem Grunde nach zur Schätzung der Entnahmewerte berechtigt 

war, da keine Aufzeichnungen bestanden. Nach Auffassung des Finanzgerichts durfte das Finanzamt 

aber die Werte der amtlichen Richtsatzsammlung nicht vollständig unverändert anwenden. 

Die Klägerin hat überprüfbar dargelegt, dass ihre eigenen Leistungsbezüge zum Regelsteuersatz ins-

gesamt niedriger waren, als die vom Finanzamt durch Schätzung angenommene Bemessungsgrund-

lage der Leistungsentnahmen zum Regelsteuersatz. Zwar können Leistungsbezüge zum ermäßigten 

Steuersatz in dem Regelsteuersatz unterliegende Umsätze einfließen. Dies liege aber im Streitfall nicht 

vor. Denn auch gegenüber Dritten hatte die Klägerin in den Streitjahren nur geringste Umsätze zum 

Regelsteuersatz. Derartige Umsätze machen für das Streitjahr weniger als 2 % des Gesamtumsatzes 

der Klägerin aus. Daher ist eine unbesehene Übernahme der Pauschbeträge für Wertabgaben zum 

Regelsteuersatz nach der sog. Richtsatzsammlung nicht zulässig. 

28. Auslandsreisen: Für viele Länder gibt es neue Pauschalen 

Das Bundesfinanzministerium hat die Übernachtungs- und Verpflegungspauschalen veröffent-

licht, die für Auslandsreisen ab 2015 gelten. Die Übernachtungskosten und Verpflegungsmehr-

aufwendungen können vom Arbeitgeber in Höhe der jeweiligen Pauschbeträge steuerfrei erstat-

tet werden. 

Änderungen ergeben sich bei den Spesensätzen gegenüber 2014 u. a. für folgende Staaten bzw. Orte: 

• Österreich und Niederlande, 

• Argentinien und Mexiko, 

• Kroatien und Portugal sowie für 

• Russland (mit höheren Pauschalen für Moskau und St. Petersburg). 

Eintägige Reisen und Kurztrips 

Bei eintägigen Reisen in das Ausland ist der Pauschbetrag des letzten Tätigkeitsortes im Ausland 

maßgebend. 

Der ausländische Spesensatz gilt auch dann, wenn eine Auswärtstätigkeit an einem Tag nur stunden-

weise ins Ausland geführt hat. 

Mehrtägige Reisen 

Bei mehrtägigen Reisen in verschiedenen Staaten gilt für die Ermittlung der Verpflegungspauschalen 

am An- und Abreisetag sowie an den Zwischentagen Folgendes: 

• Bei einer Anreise vom Inland ins Ausland ist die Verpflegungspauschale des Ortes maßgebend, 

der vor 24 Uhr erreicht wird. 

• Bei einer Abreise vom Ausland ins Inland ist die Verpflegungspauschale des letzten Tätig-

keitsorts im Ausland maßgebend. 

• Für die Zwischentage ist in der Regel der Pauschbetrag des Ortes maßgebend, den der Mitarbei-

ter vor 24 Uhr Ortszeit erreicht. 

Flugreisen und Schiffreisen 

Bei Schiffreisen ist das für Luxemburg geltende Tagegeld und für die Tage der Einschiffung und Aus-

schiffung das für den Hafenort geltende Tagegeld maßgebend. 

Bei Flugreisen ist die Landung entscheidend. Erstreckt sich eine Flugreise über mehr als 2 Kalender-

tage, so ist für die Tage, die zwischen dem Tag des Abflugs und dem Tag der Landung liegen, das für 

Österreich geltende Tagegeld maßgebend. 

Übernachtungspauschale oder tatsächliche Kosten 
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Die Pauschbeträge für Übernachtungskosten sind ausschließlich in den Fällen der Arbeitgebererstat-

tung anwendbar. Der Werbungskostenabzug beim Arbeitnehmer ist dagegen nur in Höhe der tatsäch-

lich entstandenen und durch Rechnungsbelege nachgewiesenen Übernachtungskosten zulässig. 

Praxisbeispiel 

Arbeitnehmer A reist am Montag um 20 Uhr zu einer beruflichen Auswärtstätigkeit von seiner Woh-

nung in Berlin nach Brüssel. Er erreicht Belgien morgens um 2 Uhr. Dienstag ist er den ganzen Tag in 

Brüssel tätig. Am Mittwoch reist er zu einem weiteren Geschäftstermin um 8 Uhr nach Amsterdam, das 

er um 14 Uhr erreicht. Dort ist er bis Donnerstag um 13 Uhr tätig und reist anschließend zurück nach 

Berlin. In seiner Wohnung in Berlin kommt er am Donnerstag um 22:30 Uhr an. 

Für den Anreisetag Montag ist die inländische Verpflegungspauschale von 12 EUR maßgebend, da A 

sich um 24 Uhr noch im Inland befindet. Für Dienstag ist die Verpflegungspauschale für Belgien in Hö-

he von 41 EUR anzuwenden. Für Mittwoch ist die Verpflegungspauschale für die Niederlande zugrun-

de zu legen – 2015 nur noch 46 EUR statt bisher 60 EUR. Für Donnerstag ist die Verpflegungspau-

schale der Niederlande für den Abreisetag maßgeblich – auch hier nur noch 31 EUR statt bisher 40 

EUR –, da A noch bis 13 Uhr in Amsterdam beruflich tätig war. 

29. Rechnungsberichtigungen: Rückwirkung ja oder nein? 

Liegt keine ordnungsgemäße Rechnung vor, kann der Vorsteuerabzug versagt werden. Wird ei-

ne Rechnung berichtigt, stellt sich die Frage, ob diese Korrektur Rückwirkung entfaltet oder 

nicht. 

Das Finanzamt versagte den von der Antragstellerin geltend gemachten Vorsteuerabzug aus dem tat-

sächlich erfolgten Bau einer Produktionshalle. Die Begründung: In den Baurechnungen der Firmen A 

und C fehle der Leistungszeitraum, auch sei die Leistungsbeschreibung unzulänglich. 

Gegen die geänderten Bescheide legte die Antragstellerin Einspruch ein. Darüber hinaus beantragte 

sie nach Ablehnung durch das Finanzamt die Aussetzung der Vollziehung bei Gericht und reichte dort 

auch Unterlagen zur Rechnungsberichtigung der Rechnungen der C ein. 

Entscheidung 

Der Antrag auf Aussetzung der Vollziehung hinsichtlich des Vorsteuerabzugs aus den Rechnungen der 

C ist nach Auffassung des Finanzgerichts begründet; hinsichtlich des Vorsteuerabzugs aus den Rech-

nungen der A ist er unbegründet. 

Für Leistungen der A liegt lediglich ein mit "Kostenaufstellung und Terminplan" überschriebenes, unda-

tiertes Dokument vor. Terminpläne über geplante "Soll"-Leistungszeitpunkte weichen jedoch erfah-

rungsgemäß gerade in der Baubranche erheblich vom tatsächlichen Baufortschritt ab, sodass aus 

ihnen nicht mit hinreichender Gewissheit der tatsächliche Leistungszeitpunkt einzelner Bauleistungen 

zu entnehmen ist. Die Rechnungen der A enthalten zudem keine leicht nachprüfbaren Leistungsbe-

schreibungen, die eine leichte und eindeutige Kontrolle der abgerechneten Leistung durch den An-

tragsgegner zur Vermeidung einer mehrfachen Abrechnung derselben Leistung ermöglichen. 

Zwar weisen die ursprünglichen Rechnungen der C die gleichen Mängel auf. Jedoch wurde darin der 

Leistungsgegenstand wenigstens rudimentär umrissen. Deshalb wirkt die mit der Rechnungsberichti-

gung der C lediglich nachgeholte Nennung von Bezugsdokumenten zur Präzisierung (Bauvertrag, An-

gebot, Leistungsbeschreibung des Architekten) auf den Zeitpunkt der ursprünglichen Rechnungserstel-

lung zurück. Darüber hinaus erfolgte die Rechnungsberichtigung "vor Erlass" der Behördenentschei-

dung, da das Einspruchsverfahren beim Antragsgegner noch nicht abgeschlossen ist. 

30. Reisekosten: Für Unternehmer gelten fast die gleichen Regeln wie für Arbeitnehmer 

Wie rechnen Gewinnermittler ihre Reisekosten und ihre Fahrten zwischen Wohnung und Be-

triebsstätte ab? Damit beschäftigt sich ein neues Schreiben des Bundesfinanzministeriums. 

Der Schwerpunkt liegt auf dem Begriff der Betriebsstätte und der Abrechnung von Verpfle-

gungsmehraufwendungen. 
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Definitionen von erster Betriebsstätte und Dauerhaftigkeit 

Die Definition der Betriebsstätte ist auch bei Unternehmern wichtig für die Abgrenzung der Fahrten 

zwischen Wohnung und erster Betriebsstätte (abzurechnen mit der Entfernungspauschale) und Reise-

kosten. 

Betriebsstätte ist bei den Gewinneinkünften die von der Wohnung getrennte dauerhafte Tätigkeitsstätte 

des Steuerpflichtigen. Diesen Begriff erläutert das Bundesfinanzministerium anhand von zahlreichen 

Beispielen. Diese sind im Vergleich zum Entwurfsschreiben nahezu unverändert und lediglich um Klar-

stellungen ergänzt worden (z. B. dass es sich in den beschriebenen Fällen um unbefristete Auftrags-

verhältnisse handelt). 

Anhand der Beispiele sollen Steuerpflichtige mit Gewinneinkünften nachvollziehen können, in welchen 

Fällen eine Betriebsstätte vorliegt – und wann der Unternehmer keine Betriebsstätte hat, z. B. bei 

ständig wechselnden Tätigkeitsstätten, die keine Betriebsstätten sind, bei nicht ortsfesten betrieblichen 

Einrichtungen (z. B. Flugzeug, Fahrzeug, Schiff) oder bei einem weiträumigen Tätigkeitsgebiet. 

Das Bundesfinanzministerium betont darüber hinaus, dass eine Bildungseinrichtung, die vom Steuer-

pflichtigen aus betrieblichem Anlass zum Zweck eines Vollzeitstudiums oder einer vollzeitlichen Bil-

dungsmaßnahme aufgesucht wird, als Betriebsstätte gilt. Ein häusliches Arbeitszimmer ist dagegen 

keine Betriebsstätte. 

Neu ist in dem endgültigen Schreiben die Definition der Dauerhaftigkeit. Diese liegt vor, wenn die steu-

erlich erhebliche Tätigkeit an einer Tätigkeitsstätte unbefristet, für eine Dauer von voraussichtlich mehr 

als 48 Monaten oder für die gesamte Dauer der betrieblichen Tätigkeit ausgeübt werden soll. Diese 

Definition und die Regelung hinsichtlich der Prognose-Betrachtung, der Verlängerung von Auftragsver-

hältnissen und dem vorzeitigen und ungeplanten Ende des Auftragsverhältnisses entsprechen den 

Grundsätzen, die bei Arbeitnehmern gelten. 

Verpflegungsmehraufwendungen 

Bei der Gewinnermittlung sind die lohnsteuerlichen Regelungen zu den Reisekosten entsprechend an-

zuwenden. 

Wie den Arbeitnehmern stehen auch den Gewinnermittlern nur die Verpflegungspauschalen zu, ein 

Abzug der tatsächlichen Verpflegungskosten als Betriebsausgaben ist nicht zulässig. 

Wird auf der Rechnung nur ein Gesamtpreis für Unterkunft und Verpflegung ausgewiesen, wird dieser 

gekürzt (bei Frühstück um 20 %, bei Mittag- und Abendessen um 40 % der maßgebenden Verpfle-

gungspauschale, die bei Abwesenheit von 24 Stunden am Unterkunftsort gilt). Das gilt auch, wenn auf 

der Rechnung neben der Unterkunft ein Sammelposten für Nebenleistungen einschließlich Verpfle-

gung ausgewiesen wird (dieser Punkt ist im Vergleich zum Entwurf ergänzt worden). 

Anders als bei Arbeitnehmern wird jedoch die Verpflegungspauschale nicht gekürzt, wenn von dritter 

Seite Mahlzeiten unentgeltlich oder verbilligt zur Verfügung gestellt werden oder wenn der Steuer-

pflichtige anlässlich einer betrieblich veranlassten Reise Bewirtungsaufwendungen trägt. Das macht 

Sinn, denn der Unternehmer trägt die Kosten der Reise, selbst wenn er dabei Mahlzeiten gestellt be-

kommen, ist er finanziell belastet. 

Doppelte Haushaltsführung 

Die für den Werbungskostenabzug bei Arbeitnehmern geltenden Regelungen zu den Mehraufwendun-

gen bei doppelter Haushaltsführung sind dem Grunde und der Höhe nach entsprechend anzuwenden. 

31. Pensionspferdehaltung: Keine Steuerbegünstigung für Freizeitpferde 

Unterliegen die Umsätze eines Landwirts aus einer Pensionspferdehaltung der Durchschnitt-

satzbesteuerung oder zumindest dem ermäßigten Steuersatz, wenn die eingestellten Pferde 

ausschließlich zu privaten Zwecken gehalten werden? 
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Leistungen, die keinen landwirtschaftlichen Zwecken dienen und sich nicht auf normalerweise in land-

wirtschaftlichen Betrieben verwendete Mittel beziehen, sind nicht als landwirtschaftlich einzustufen. 

Schon nach der bisherigen Rechtsprechung unterliegt deshalb das Einstellen, Füttern und Betreuen 

von Reitpferden nicht der Durchschnittssatzbesteuerung. 

Der Fall 

Ein Landwirt betrieb auf seinem Anwesen auch eine Pensionspferdehaltung. Eingestellt waren vorwie-

gend nicht berittene Fohlen, aber auch einige ältere Pferde zur Rekonvaleszenz oder "Gnadenbrot-

pferde", also Pferde, die noch nicht oder nicht mehr zur Ausübung des Reitsports geeignet waren. 

Der Landwirt unterwarf die Umsätze aus der Pensionspferdehaltung der Durchschnittssatzbesteue-

rung. Das Finanzamt und auch das Finanzgericht gingen dagegen davon aus, dass die Umsätze aus 

der Pensionspferdehaltung dem allgemeinen Steuersatz zu unterwerfen sind. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof sieht hier keine Ausnahme vom oben genannten Grundsatz. Denn es handelt 

sich nicht um zu landwirtschaftlichen Zwecken genutzte Pferde, sondern um "Freizeitpferde", für die 

eine landwirtschaftliche Verwendung weder vorgesehen noch in Betracht kommt. Sie werden aus-

schließlich aus privaten Gründen gehalten. 

Auch die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes von 7 % kommt nicht in Betracht. Denn das Ein-

stellen und Betreuen von Reitpferden zur Ausübung des Freizeitsports fällt nicht unter den Begriff der 

Viehhaltung. Ein solcher Fall wäre z. B. bei der Unterstellung von Zuchtpferden eines Gestüts oder von 

land- oder forstwirtschaftlichen Nutzpferden gegeben. 
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1. Jobtickets: Wann ist die 44-EUR-Grenze anwendbar? 

Bayerisches Landesamt für Steuern, Verfügung v. 12.8.2015, S 2334.2.1-98/5 St32 

Die Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen beurteilt den Zuflusszeitpunkt anders: Danach bleibt die 

monatliche Abbuchung oder Zahlung des Entgelts für die Jobtickets ebenso wie Sonderkündigungs-

rechte oder die Möglichkeit des unterjährigen Einstiegs unberücksichtigt (Kurzinfo LSt 7/2014 vom 

24.11.2014). Je nach Bundesland sollte für diese Fälle also eine Auskunft vom Finanzamt eingeholt 

werden. 

2. Unter welchen Voraussetzungen kann ein verbleibender Verlustvortrag festgestellt werden? 

FG München, Urteil v. 1.6.2015, 10 K 650/14 

Besteuerungsgrundlagen werden also nur insoweit der Steuerfestsetzung "zu Grunde gelegt" i. S. d. § 

10d Abs. 4 Satz 4 EStG und sind damit "feststellungsfähig", wie sie sich auf die Höhe der festgesetz-

ten Einkommensteuer ausgewirkt haben. Das Finanzgericht ließ die Revision wegen grundsätzlicher 

Bedeutung der Rechtssache zu. 

3. Fahrtenbuch: Besprochene Kassetten und Excel-Tabellen sind nicht ordnungsgemäß 

FG Köln, Urteil v. 18.6.2015, 10 K 33/15, Haufe Index 8331362 

Das Urteil überrascht nicht, da es der BFH-Rechtsprechung entspricht (BFH, Urteil v. 16.11.2005, VI R 

64/04, BStBl 2006 II S. 410). Er werden erneut die als überzogen anzusehenden Anforderungen der 

Finanzverwaltung an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch deutlich. Interessanterweise wurde Revision 

zugelassen zur Klärung der Frage, welche Anforderungen an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch un-

ter Berücksichtigung der technischen Entwicklung in den letzten Jahren zu stellen sind. 

4. Ist-Besteuerung: Antrag kann konkludent gestellt und konkludent genehmigt werden 

BFH, Urteil v. 18.8.2015, V R 47/14 

Die Entscheidung bekräftigt die bisherige Rechtsprechung, dass der Antrag auf Ist-Besteuerung nicht 

an Formen und Fristen gebunden ist (BFH v. 11.5.2011, V B 93/10, BFH/NV 2011 S. 1406) und dass 

auch für die Gestattung des FA, die im Ermessen der Behörde steht, keine besondere Form vorgese-

hen ist (BFH v. 22.2.2013, V R 72/12, BFH/NV 2013 S. 984). Aus Gründen der Rechtssicherheit und 

Rechtsklarheit kann jedoch mit bzw. neben einer USt-Erklärung ein konkludent gestellter Antrag auf 
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Ist-Besteuerung nur dann angenommen werden, sich dieser Erklärungsinhalt deutlich erkennbar - z. B. 

aus der Verknüpfung mit der Einnahme-Überschussrechnung - ergibt. 

5. Fehler des Steuerpflichtigen: Wann diese korrigiert werden können 

BFH, Urteil v. 16.9.2015, IX R 37/14 

Über den Gesetzeswortlaut hinaus ist § 129 auch anwendbar, wenn das FA offenbar fehlerhafte Anga-

ben des Steuerpflichtigen als eigene übernimmt. Die Vorschrift gilt dagegen nicht für Versehen des 

Steuerpflichtigen oder eines anderen Beteiligten, es sei denn, ein solches Versehen wird vom FA als 

eigenes in den Bescheid übernommen. Bereits die Berücksichtigung derartiger Übernahmefehler geht 

über den Gesetzeswortlaut hinaus. Eine noch weiter gehende Berichtigung "vermeintlicher" mechani-

scher Fehler, die als solche nicht von § 129 AO erfasst sind, sondern lediglich aus Empfängersicht als 

offenbare Unrichtigkeiten erscheinen mögen, ist weder vom Wortlaut noch vom Zweck des § 129 AO 

gedeckt. 

6. Solidaritätszuschlag: Kein Abzug fiktiver Gewerbesteuer 

FG Baden-Württemberg, Urteile v. 28.4.2014, 13 K 1894/13 und v. 26.6.2014, 12 K 1045/13 

Der BFH hat gegen beide Urteile inzwischen die Revision zugelassen (Az. der Revision gegen das Ur-

teil des 13. Senats: VIII R 25/15; Az. der Revision gegen das Urteil des 12. Senats: X R 22/15). 

7. Änderung eines Steuerbescheids: Wann liegt arglistige Täuschung vor? 

BFH, Urteil v. 8.7.2015, VI R 51/14 

Der BFH bestätigt, dass zu einer Bescheidänderung führende neue Tatsachen nicht vorliegen, wenn 

dem FA sämtliche maßgeblichen Tatsachen mitgeteilt wurden. Dem FA gilt der Inhalt der Akten als be-

kannt, die in der zuständigen Dienststelle für den zu veranlagenden Steuerpflichtigen geführt werden. 

Unerheblich ist, ob der neu zuständigen Sachbearbeiterin, die den Änderungsbescheid erlassen hatte, 

der Sachverhalt möglicherweise nicht bekannt war. 

Wird in der Auseinandersetzung mit dem FA eine von der Verwaltungsauffassung abweichende 

Rechtsauffassung vorgetragen, kann darin keine arglistige Täuschung oder ein sonst wie unlauteres 

Vorgehen gesehen werden. Das gilt auch dann, wenn dabei die Hoffnung mitspielt, das FA werde die 

Zweifelhaftigkeit der Argumentation nicht bemerken. 

8. Gleicher Job, weniger Lohn? Das ist Diskriminierung 

LArbG Rheinland-Pfalz, Urteil v. 13.5.2015, 5 Sa 436/13 

9. Einspruch: Einfache E-Mail genügt 

BFH, Urteil v. 13.5.2015, III R 26/14 

Der BFH stellt damit klar, dass bereits nach der alten Rechtslage der Einspruch durch einfache E-Mail 

- ohne qualifizierte elektronische Signatur - eingelegt werden konnte. Ab 1.8.2013 wurde § 257 Abs. 1 

AO dahingehend ergänzt, dass der Einspruch auch "elektronisch" eingereicht werden kann. Damit hat 

nun auch der Gesetzgeber deutlich gemacht, dass es nicht der Einhaltung der strengeren "elektroni-

schen Form", die die qualifizierte elektronische Signatur voraussetzt, bedarf. Voraussetzung ist aller-

dings, dass das FA (bzw. die Familienkasse) einen Zugang für die Übermittlung elektronsicher Doku-

mente eröffnet hat. Das ist immer der Fall, wenn im Briefkopf die E-Mail-Adresse der Behörde angege-

ben ist. 

Zu beachten ist, dass die für das Einspruchsverfahren eingeführte Erleichterung nicht für das Klage-

verfahren gilt. Wird die Klage in elektronischer Form eingelegt, ist eine qualifizierte elektronische Sig-

natur erforderlich (§ 52a FGO). 

10. Elektronische Steuererklärung: Ist schlichtes Vergessen grob fahrlässig? 

Der BFH (Urteil v. 10.2.2015, IX R 18/14) erkennt an, dass bei der Bildschirmbearbeitung die Über-

sichtlichkeit eingeschränkt ist und daher Eingabefehler eher unterlaufen können als bei der Papierbe-
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arbeitung. Solche Eingabefehler, die auf den Besonderheiten des elektronischen Verfahrens beruhen, 

sind nicht als grobe Fahrlässigkeit zu werten. 

Der BFH hebt hervor, dass der subjektive Verschuldensbegriff zugrunde zu legen ist und somit das in-

dividuelle Fehlverhalten festzustellen ist. Die Feststellungslast trägt insoweit das Finanzamt. Anhalts-

punkte, die auf ein grobes Verschulden hindeuten, sind vom Finanzamt darzulegen und ggf. zu bewei-

sen. Es ist daher – so die generelle Aussage des BFH – grundsätzlich davon auszugehen, dass Fehler 

des Steuerpflichtigen in der Regel auf einem Versehen, also auf leichter Fahrlässigkeit beruhen. Ver-

bleibende Zweifel hieran gehen zu Lasten des Finanzamts. 

11. Bekanntgabemangel: Keine Heilung, wenn Finanzamt Bekanntgabewillen aufgibt 

FG Baden-Württemberg, Urteil v. 22.1.2015, 12 K 3631/12 

In dem vom Sachverhaltsablauf her ungewöhnlichen Fall war der Ablauf der Festsetzungsfrist zwar 

zunächst gehemmt, da dem am 29.12.2009 erlassenen Bescheid ein Bekanntgabemangel anhaftete, 

dieser aber gleichwohl – zunächst – die Festsetzungsfrist wahrte, indem er vor Ablauf der Frist den Be-

reich der für die Steuerfestsetzung zuständigen Finanzbehörde verlassen hatte (§ 169 Abs. 1 Satz 3 

Nr. 1 AO). Diese Fristwahrung wird jedoch nur dann wirksam, wenn der Bescheid dem Adressaten 

nach Ablauf der Festsetzungsfrist auch tatsächlich zugeht. Dies wäre im Streitfall am 13.8.2012 durch 

Weiterleitung an den Bevollmächtigten auch eingetreten, wenn das Finanzamt nicht zuvor seinen Be-

kanntgabewillen ausdrücklich aufgegeben hätte. 

12. Mahnverfahren: Bei unrichtigen Angaben hemmt der Mahnbescheid die Verjährung nicht 

BGH, Urteil v. 23.6.2015, XI ZR 536/14 

13. Schwarzarbeit: Gewährleistungsansprüche sind ausgeschlossen 

BGH, Urteil v. 11.6.2015, VII ZR 216/14 

Entsprechend der Zielsetzung des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes, die Schwarzarbeit zu ver-

hindern, verstößt nicht nur die vertragliche Vereinbarung der Parteien gegen ein gesetzliches Verbot, 

sondern auch die in Ausführung dieser Vereinbarung erfolgende Leistung, somit auch die Zahlung. Im 

vorliegenden Fall kann sich der Auftraggeber auch nicht auf die Grundsätze von Treu und Glauben be-

rufen. Der Gesetzgeber verfolgt mit dem SchwarzArbG das Ziel, die Schwarzarbeit effektiv einzudäm-

men. Die Durchsetzung dieses Ziels erfordert eine strikte Anwendung dieser Vorschrift. 

14. Arbeitszimmerkosten in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft 

Das FG Düsseldorf (Urteil v. 21.10.2014, 13 K 1554/12) hat die Revision wegen grundsätzlicher Be-

deutung zugelassen, sodass nicht ausgeschlossen ist, dass sich der BFH mit der Problematik erneut – 

nun bezogen auf Partner nichtehelicher Lebensgemeinschaften – wird beschäftigen müssen. Gleich-

wohl lässt das Finanzgericht erkennen, dass durch eine entsprechende vertragliche Vereinbarung hin-

sichtlich der Kostentragung der vollständige Betriebsausgabenabzug bei dem das Arbeitszimmer nut-

zenden Partner auch hinsichtlich des Kostenteils, der auf den Miteigentumsanteil seiner Lebensgefähr-

tin entfällt, erreicht werden kann. 

15. Umsatzsteuer-Vorauszahlungen: So werden sie dem richtigen Jahr zugeordnet 

OFD Nordrhein-Westfalen, Kurzinfo ESt 9/2014 v. 18.5.2015; Kurzinfo Verfahrensrecht 03/2015 v. 

12.5.2015 

16. Häusliches Arbeitszimmer: Kosten für Bad-Modernisierung können anteilig angesetzt werden 

FG Münster, Urteil v. 18.3.2015, 11 K 829/14 E 

Aufgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtsfrage hat der Senat die Revision zum Bundesfi-

nanzhof zugelassen. 

17. Beim Autofahren ist Hellsehen nicht erforderlich 

LG Stuttgart, Urteil v. 22.4.2015, 13 S 172/14 
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18. Wiedereinsetzung: Nur bei plötzlicher Erkrankung möglich 

VGH München, Beschluss v. 16.1.2015, 7 ZB 14.2138 

19. Veröffentlichung von Bildern: Widerruf der Einwilligung nicht so einfach möglich 

Für Unternehmen bedeutet die Entscheidung des BAG (Urteil v. 11.12.2014, 8 AZR 1010/13), dass für 

die Veröffentlichung von Bildern – und wohl auch anderer personenbezogener Daten – der eigenen 

Mitarbeiter in aller Regel deren Einwilligung erforderlich ist, die schriftlich vorliegen muss. Ob diese zu 

einem späteren Zeitpunkt wirksam widerrufen werden kann, hängt von den Umständen des Einzelfalls 

ab. Zudem können datenschutzrechtliche Einwilligungen von Arbeitnehmern ein taugliches Mittel sein, 

um eine andernfalls unzulässige Datenverarbeitung zu rechtfertigen. 

Dabei ist aber im Einzelfall zu prüfen, ob eine Einwilligung tatsächlich freiwillig und damit wirksam wä-

re. Jedenfalls dann, wenn die Einwilligung in Zusammenhang mit dem Abschluss eines Arbeitsvertrags 

erteilt werden soll, sind hier sicherlich Zweifel angebracht. 

20. Bußgelder: Übernahme durch Arbeitgeber führt zu Arbeitslohn 

BFH, Urteil v. 14.11.2013, VI R 36/12 

Die Sozialversicherung hat entschieden, dass die generelle Bewertung der vom Arbeitgeber über-

nommenen Verwarnungs- und Bußgelder als steuerpflichtiger Arbeitslohn auch für das Beitragsrecht 

übernommen werden kann (Besprechung der Spitzenverbände der Sozialversicherungsträger am 

9.4.2014 unter Nr. 4). 

21. Rechnungskorrektur: Wann der Vorsteuerabzug erhalten bleibt 

Anders als das FG Berlin-Brandenburg (Urteil v. 13.11.2014, 5 K 5083/14) folgern große Teile der Lite-

ratur und auch einige Finanzgerichte aus dem EuGH-Urteil vom 15.7.2010 (Az. C-368/09), dass einer 

Rechnungsberichtigung sehr wohl Rückwirkung zukommen müsse, zumindest wenn die ursprüngliche 

Rechnung die sog. Mindestangaben (Rechnungsaussteller, Leistungsempfänger, Leistungsbeschrei-

bung, Entgelt ohne Steuer, Steuerbetrag) bereits enthielt. Ebenso hat der BFH mit Beschluss vom 

20.7.2012 (Az. V B 82/11) erhebliche Zweifel daran geäußert, dass einer Rechnungsberichtigung keine 

Rückwirkung zukommen soll. Zu dieser Problematik hat das Niedersächsische FG bereits den EuGH 

angerufen und um Vorabentscheidung gebeten (Urteil v. 3.7.2014, 5 K 40/14). Dieser hat nun insbe-

sondere 3 Fragen zu klären: 

1. Ist im Fall der Ergänzung einer zunächst unvollständigen Rechnung der Vorsteuerabzug auf den 

Zeitpunkt des ursprünglichen Erhalts der Rechnung erreichbar? 

2. Welche Mindestanforderungen sind an eine einer Rückwirkung zugänglichen, berichtigungsfähi-

ge Rechnung zu stellen? 

3. Ist die Rechnungsberichtigung noch rechtzeitig, wenn sie erst im Rahmen des Einspruchsverfah-

rens erfolgt, das sich gegen die abschließende Entscheidung (Änderungsbescheid) der Finanz-

verwaltung richtet? 

22. Steuernachzahlungen und Steuererstattungen: Zu welchem Zeitpunkt sind sie zu bilanzieren? 

Bayerisches Landesamt für Steuern, Verfügung v. 10.3.2015, S 2133.1.1-7/5 St 31 

23. EU-rechtswidriges Urteil: Kein Billigkeitserlass 

BFH, Urteil v. 21.1.2015, X R 40/12 

Die Eheleute E haben auch im vorliegenden Revisionsverfahren beantragt, die Streitsache dem EuGH 

zur Vorabentscheidung vorzulegen. Das hat der BFH mit der Begründung abgelehnt, dass – auch nach 

der Rechtsprechung des EuGH – die Überprüfung behördlicher Ermessensentscheidungen allein den 

nationalen Gerichten obliege. 

24. Ehegatten-Darlehen: Vorsicht bei finanzieller Abhängigkeit 

BFH, Urteil v. 28.1.2015, VIII R 8/14 
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Nach der im Streitfall und bis 2010 gültigen Fassung des § 32d Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a EStG war 

der Abgeltungsteuersatz bei einem Näheverhältnis stets ausgeschlossen, auch wenn keine miss-

bräuchliche Ausnutzung der Steuersatzspreizung in Rede stand. Die Vorschrift wurde von der Verwal-

tung allerdings einschränkend ausgelegt und nur auf die Fälle angewandt, in denen der Darlehens-

nehmer die Zinsen als Betriebsausgaben oder Werbungskosten geltend machen kann und sich damit 

ein Gesamtbelastungsvorteil ergibt (BMF v. 9.10.2012, BStBl I 2012, 953, Tz. 136, letzte Änderung v. 

3.1.2014, BStBl I 2014, 58 ). Diese zusätzliche Voraussetzung für den Ausschluss des Abgeltungsteu-

ersatzes wurde durch das JStG 2010 ab 2010 in die Regelung eingefügt. Der BFH ergänzt noch, dass 

sich die Problematik nicht stellt, wenn die Darlehensbedingungen einem Fremdvergleich nicht stand-

halten. Für diesen Fall sind die Zinseinkünfte beim Darlehensgeber nicht anzusetzen und beim Darle-

hensnehmer nicht abziehbar. 

25. Keine unbesehene Übernahme der Pauschbeträge für Privatentnahmen 

Niedersächsisches FG, Urteil v. 9.1.2014, 16 K 164/13 

Nach Auffassung des FG heißt es nicht, dass die jährlichen Sachentnahmen insgesamt geringer ge-

wesen wären, als es die Richtsatzsammlung aufzeigt. Deshalb ist der jeweilige Jahreswert der Sa-

chentnahmen insgesamt weiter nach den Werten der Richtsatzsammlung anzusetzen. Jedoch hat das 

FG einen geschätzten Teil der lt. Richtsatzsammlung dem Regelsteuersatz unterliegenden Wertabga-

ben dem ermäßigten Steuersatz zu unterwerfen. 

26. Auslandsreisen: Für viele Länder gibt es neue Pauschalen 

BMF, Schreiben v. 19.12.2014, IV C 5 - S 2353/08/10006 :005 

27. Rechnungsberichtigungen: Rückwirkung ja oder nein? 

FG Hamburg, Beschluss v. 20.10.2014, 2 V 214/14 

Nach der abweichenden Auffassung des Niedersächsischen FG (Urteil v. 23.10.2014, 5 K 140/14) ent-

faltet eine Rechnungskorrektur keine Rückwirkung, wenn in der erstmals ausgestellten Rechnung der 

Leistende, der Leistungsempfänger, die Leistungsbeschreibung und das Entgelt mit ausgewiesener 

Umsatzsteuer nicht oder unzutreffend angegeben sind. 

Abzuwarten bleibt letztlich die Entscheidung des EuGH (Az. C-518/14) auf den Vorlagebeschluss des 

Niedersächsischen FG v. 3.7.2014 (Az. 5 K 40/14). Der EuGH hat zu klären, ob die Nachholung der 

ursprünglich fehlenden Steuernummer oder Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Leistenden in ei-

ner berichtigten Rechnung zurückwirkt (sodass der Vorsteuerabzug nicht entfällt und keine Nachzah-

lungszinsen anfallen). 

28. Reisekosten: Für Unternehmer gelten fast die gleichen Regeln wie für Arbeitnehmer 

Den Entwurf des Schreibens vom 23.12.2014 (IV C 6 - S 2145/10/10005 :001) hatte das BMF bereits 

Anfang Juli 2014 veröffentlicht. Der jetzt vorliegende endgültige Text enthält im Vergleich dazu jedoch 

fast nur punktuelle Änderungen und Ergänzungen durch redaktionelle Anpassungen. 

Das BMF-Schreiben vom 23.12.2014 ist mit Wirkung ab 1.1.2014 anzuwenden. 

Das kann für Unternehmer bürokratischen Mehraufwand bedeuten, wenn die bisherigen Aufzeichnun-

gen der betrieblichen Fahrten nicht den Regelungen dieses Schreibens entsprechen und nachträglich 

korrigiert werden müssen. 

Mit diesem Schreiben ist klar: Das BMF will für Arbeitnehmer und Unternehmer nahezu die gleichen 

Regeln und Grundsätze in Sachen Reisekostenrecht gelten lassen – was konsequent und zu begrü-

ßen ist. 

29. Pensionspferdehaltung: Keine Steuerbegünstigung für Freizeitpferde 

Der BFH (Urteil v. 10.9.2014, XI R 33/13) führt die bisherige Rechtsprechung fort, nach der die Umsät-

ze aus der Einstellung von Reitpferden dem Regelsteuersatz unterliegen und auch die Durchschnitts-

steuersatzbesteuerung nicht in Anspruch genommen werden kann. Als entscheidend sieht der BFH 
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an, ob eine landwirtschaftliche Nutzung überhaupt in Betracht kommt. Das ist bei ausschließlich zu pri-

vaten Zwecken gehaltenen Tieren nicht der Fall. Nicht ausschlaggebend ist, ob Pferde für den Reit-

sport genutzt werden können. Auch wenn Pferde noch nicht, vorübergehend nicht oder nicht mehr be-

ritten werden können, bedeutet das daher nicht, dass die entsprechenden Leistungen dem landwirt-

schaftlichen Bereich zuzuordnen sind. 

Der BFH betont noch den Grundsatz, dass das UStG unionsrechtlich auszulegen ist und dementspre-

chend die ertragsteuerrechtliche Behandlung nicht entscheidend ist. Auch wenn einkommensteuer-

rechtlich Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft vorliegen, schließt dies die umsatzsteuerrechtliche 

Beurteilung, dass die Leistungen nicht dem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb zugerechnet wer-

den, nicht aus. 

 

Für weitere Fragen zu diesem Thema steht Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur Verfügung. 

Heiko Brand, Steuerberater 

Paul-Hartmann-Str. 61, 89522 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.stb-hdh.de 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuverlässiger Partner in allen Beratungssituationen sein, sei es bei der Beantwor-
tung von Spezialfragen oder auch bei der Lösung komplexer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen 

 Steuerberatung  

 Existenzgründungen 

 Firmenumstrukturierungen 

 Sanierungen / Sanierungsgutachten 

 Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

 Coaching für Unternehmer

 
 

Sprechen Sie uns an!

mailto::info@steuerberater-brand.de
http://www.stb-hdh.de/
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